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l'UE a vingt-cinq Etats rnembres, CDE 2004, 15; Pascal Leardini, Une nouveaute 
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tion and Integration in Poland and the Czech Republic, Europa-Union Verlag, Bonn 
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The European Union and the Visegrad States, Europa-Union-Verlag, Bonn 1995; 
Otto Luchterhand, EU-Kandidatenstatus und Reform des Verwaltungsrechts: das 
Beispiel Bulgarien, ZSE 2004, 435; Ferenc Madl / Peter-Christian Müller-Graf!, 
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Vilpisauskas / Darius Zeruolis (eds.), Lithuania's Road to the European Union: Uni­
fication of Europe and Lithuania's EU Accession Negotiation, Eugrimas, Vilnius 
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Parliaments in the Process of European Integration: Proceedings of International 
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505; Marc Maresceau (ed.), Enlarging the European Union. Relations between the 
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Verlagsgesellschaft, Baden-Baden 1997; Norbert K. Riede!, Der Vertrag von
Amsterdam und die institutionelle Reform der Europäischen Union, BayVBl 1998,
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ner neuen Erweiterungsrunde, Europa-Archiv 1976, 181; William Wallace I 
Geoffrey Edwards / Loukas Tsoukalis, Eine Gemeinschaft der Zwölf - Die EG und 
ihre Erweiterung nach Süden EA 1977, 6-7· ßemhard W Wegener. Die Neuord­
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Einreise von Tschechen nach Großbritannien, EuZW 2001, 703; Paul J.J. Welfens,
EU Eastern Enlargement and the Russian Transformation Crisis, Springer Verlag, 
Berlin 1999; Wolfgang Wessels, Die Vertragsreformen von Nizza - Zur institutio­
nellen Erweiterungsreife, integration 2001, 8; Thomas Widmann, Anmerkungen zum 
Vertrag von Nizza, JuS 2001, 846; Thomas Widmann, Der Vertrag von Nizza - Ge­
nesis einer Reform, EuR 2001, 185; Tanja Wielgoß, Die Europäische Union vor ih­
rer ersten Osterweiterung: Vorbereitungen, Probleme und Konsequenzen, Logos­
Verlag, Berlin 1997; Hans Heinrich Wrede, Die Einbeziehung der neuen deutschen 
Bundesländer in die Europäische Gemeinschaft - ein Beitritt sui generis zur EG, Ös­
terreichisches Jahrbuch für Internationale Politik 1993, 105; Juli Zeh, Recht auf Bei­
tritt? Ansprüche von Kandidatenstaaten gegen die Europäische Union, Nomos Ver­
lagsgesellschaft, Baden-Baden 2002; Wulfdiether Zippel (Hrsg.), Spezifika einer 
Südost-Erweiterung der EU, Nomos Verlagsgesellschaft, Baden-Baden 2004. 

1. Besonderheiten der Osterweiterung

1 Die Osterweiterung der EU ist wohl die wichtigste politische Entwicklung der letz­
ten Jahre in Europa. Ermöglicht durch den Zusammenbruch des sowjetischen Impe­
riums und getragen vom Wunsch zur Überwindung der Teilung des Kontinents und 
zu einer „Rückkehr nach Europa", gründet sie sich, mit unterschiedlichem Akzent je 
nach Land und Interessengruppe, auf die klassischen Motive der europäischen Integ­
ration: die Sicherung von Frieden und Stabilität, die W ohlstandsmehrung in größe­
ren Märkten und die Stärkung Europas nach außen. 

2 Die Osterweiterung ist nicht die erste Erweiterungserfahrung der Gemeinschaft bzw. 
Union, und doch eine ganz besondere. Nach der Aufnahme des Vereinigten König­
reichs, Irlands und Dänemarks (1973), Griechenlands (1981), Spaniens und Portu­
gals (1986) sowie von Österreich, Schweden und Finnland (1995)1 markierten die 
Beitritte Estlands, Lettlands, Litauens, Polens, der Tschechischen Republik, der 
Slowakei, Ungarns, Sloweniens, Maltas und Zyperns (am 1.5.2004) und Rumäniens 
und Bulgariens (am 1.1.2007) bereits die fünfte und sechste Erweiterungsrunde. Da­
her konnte dabei auch schon auf ein etabliertes Set von Rechtsinstrumenten und 
V erfahren zurückgegriffen werden, und in vielem ähnelt die Osterweiterung ihren 
Vorgängerinnen. Einiges war aber auch neu: 

Zu diesen Erweiterungen Beichelt. 18 ff.; Buysse, Accession; Buysse, Guide; Cochrane; Dagtoglou, 
Enlargement; Dagtoglou, Süderweiterung; Donges et al.; Duchateau; Everling; Ficker; 
Fröhlingsdorf; Gazzo; Gilsdorf / Poensgen; Grane//, conditions; Grane/[, periodes; Granell, cir­
constances; von der Groeben; Haag; Haferkamp; Hasenpflug/ Kohler; Frank Hoffmeister, Earlier 
Enlargements, in: Ott / lnglis (eds.), 87; Hubert; Hummer/ Obwexer; Hummer/ Schweitzer; Inglis, 
Accession Treaty; Janning; Jenkins; Jona; Kitzinger; Krämer; Mil/arg; Much; Nass; Nentwich; 
Alfred E. Ott; Pechstein, Austria; Pirhofer, 41; Pogatschnigg / Sehladebach (Hrsg.), 43, 93, 127, 
143; Puissochet; Rack / Renner-Loquenz; Raschauer; Santaolalla Gadea / Martinez Lage; 
Sampedro I Payno; Schäffer; Seers I Vaitsos I Kiljunen; Tsoukalis; Wallace; Wallace I Edwards /

Tsoukalis. 
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Die Gemeinschaft bzw. Union hatte vorher nie so viele Staaten auf einmal 3 
aufgenommen. 
Das Wohlstandsgefälle zwischen den Mitglied- und den meisten Beitritts­
staaten war so größer denn je, auch im Vergleich zu den „armen" Beitritts­
kandidaten Irland, Griechenland, Spanien oder Portugal. 
Zwar waren schon früher mit Spanien, Portugal und Griechenland Staaten 
beigetreten, in denen demokratische und rechtsstaatliche Verhältnisse noch 
nicht sehr lange bestanden, doch wurden nie zuvor Länder wie die postso­
zialistischen aufgenommen, die dafür neben Demokratie und Rechtsstaat 
auch erst eine funktionierende Marktwirtschaft einrichten mussten. 
Die Beitrittsstaaten der Osterweiterung hatten einen erheblich weiterentwi­
ckelten und dichteren Besitzstand an EU-Regeln zu übernehmen als ihre 
Vorgänger. Neben dem gewachsenen Binnenmarkt-acquis betraf das unter 
anderem die Wirtschafts- und Währungsunion, den z.T. vergemeinschafte­
ten Sehengen-Besitzstand und eine Vielzahl von besonders sensiblen 
Rechtsakten im Rahmen der dritten Säule der EU. 

Diese Umstände bereiteten der Osterweiterung besondere politische, wirtschaftliche 4 
und rechtliche Schwierigkeiten. 2 Sie verlangten von den alten Mitgliedstaaten zu­
nächst eine Grundsatzentscheidung von großer Tragweite und eine Klärung der 
rechtlich nur rudimentär geregelten Beitritts- und Erweiterungsvoraussetzungen, und 
sie sind auch der Grund für die besonders lange Dauer und die Komplexität des Er­
weiterungsprozesses: Die Vorbereitung der Mitgliedschaft erforderte von den Bei­
trittsstaaten eine Transformation von beispiellosem Umfang, deren Bewältigung, 
wie sich zeigte, innerhalb absehbarer Zeit ohne Hilfe und Steuerung der EU nicht 
möglich war; geeignete Instrumente dafür waren erst zu entwickeln. Aber auch die 
EU selbst konnte nicht einfach weitermachen wie bisher: Angesichts der besonders 
großen Zahl von Beitrittsstaaten erwiesen sich interne Reformen der Organzusam­
mensetzung, Entscheidungsverfahren und Finanzierung als unvermeidlich. Schließ­
lich fanden die besonderen Umstände der Osterweiterung Niederschlag in einigen 
speziellen Regelungen der Beitrittsmodalitäten. 

2. Die politische Entscheidung zur Erweiterung und die Konkretisierung der

Beitrittsvoraussetzungen

Die Frage nach Erweiterung der EU nach Osten stellte sich bereits unmittelbar nach 5 
der großen Wende 1989/90. Allerdings traf sie die damalige EWG und ihre Mit­
gliedstaaten unvorbereitet - und auch mit anderem beschäftigt: Wichtige Kapazitä­
ten waren durch die tiefgreifende und erst im zweiten Anlauf gelungene Vertragsre-

Instruktive Übersicht bei Peter-Christian Müller-Graff. Die rechtliche Dimension der Osterweite­
rung, in: Heusel (Hrsg.), Osterweiterung, 21. 
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form von Maastricht gebunden, 3 und was eine Erweiterung anbelangte, musste zu­
erst der Beitritt der neuen Bundesländer zur Bundesrepublik Deutschland gemein­
schaftsrechtlich bewältigt werden,4 und dann standen Einrichtung des Europäischen
Wirtschaftsraums5 und der EU-Beitritt Österreichs, Schwedens, Finnlands und Nor­
wegens6 auf dem Programm. Dazu kamen lnteressensgegensätze der alten Mitglied­
staaten um die Priorität von Erweiterung oder Vertiefung der EU und Befürchtungen 
eines zu großen deutschen Machtgewinns,7 und vor allem waren die Dauerhaftigkeit 
der Reformen und die weitere Entwicklung in Mittel- und Osteuropa und auch in der 
Sowjetunion noch alles andere als absehbar. Alles das trug dazu bei, dass trotz des 
Drängens der neuen Regierungen in den Reformstaaten und der Europäischen 
Kommission und mancher Ankündigung westlicher Politiker und trotz anderer EU­
Maßnahmen zur Annäherung (Rn. 24 ff.) eine politische Einigung der alten Mit­
gliedstaaten auf die Osterweiterung einige Zeit in Anspruch nahm. 

6 Sie wurde schließlich vom Europäischen Rat in Kopenhagen im Juni 1993 erzielt: 
,,Der Europäische Rat hat heute beschlossen, daß die assoziierten mittel- und osteu­
ropäischen Länder, die dies wünschen, Mitglieder der Europäischen Union werden 
können. "8 „Assoziierte Länder" sind solche, ,,mit denen die Gemeinschaft Europa­
Abkommen geschlossen hat oder zu schließen gedenkt". Zu diesem Zeitpunkt waren 
einschlägige Abkommen mit Ungarn, Polen, Rumänien und Bulgarien bereits unter­
zeichnet und Verhandlungen mit der Tschechischen Republik und der Slowakei 
(nach der Teilung der CSSR, mit der ein Abkommen ebenfalls schon unterzeichnet 
war) eröffnet. Die Absicht, solche Abkommen auch mit den baltischen Staaten zu 
schließen, bekräftigte der Europäische Rat in Kopenhagen selbst. Für Slowenien leg­
te dies der Rat im September 1993 fest.9 Auf Malta und Zypern bezog sich das Ko­
penhagener Beitrittsangebot noch nicht, 10 ihr Beitritt wurde aber vom Europäischen 

10 

Nach de� Einigung bei der Regierungskonferenz im Dezember 1991 und der Unterzeichnung der 
Verträge am 7.2.1992 in Maastricht scheiterte die Reform beim ersten Referendum in Dänemark. 
Nach Nachverhandlungen (siehe dazu Erklärung des Europäischen Rates von Edinburgh, Schluss­
folgerungen des Vorsitzes 1.3. und Teil B, Anlagen 1-3, Bull. EG 12-1992, 9 und 25 ff.) wurde der 
Vertrag nach einem zweiten Referendum angenommen und konnte erst am 1.11.1993 in Kraft tre­
ten. 
Dazu z.B. Giegerich; Grabitz / Bogdandy; Sedemund; Wrede. 
Die Verhandlungen begannen 1990 und dauerten bis 21.10.1991. Das EWR-Abkommen wurde am 
2.5.1992 unterzeichnet und trat am 1.1.1994 in Kraft 
Österreich hatte seinen Beitrittsantrag 1990 gestellt, Schweden 1991 und Finnland und Noiwegen 
1992. Die Beitrittsverhandlungen dauerten von 1.2.1993 bis 30.3.1994. Der Beitrittsvertrag wurde 
am 24.6.1994 unterzeichnet und trat am 1.1.1995 in Kraft, allerdings nicht für Noiwegen, das keine 
Ratifikation vornahm, nachdem der Beitritt in einer Volksabstimmung mehrheitlich abgelehnt wor­
den war. 
Wie/goß, 9 ff. 
Schlussfolgerungen des Vorsitzes 1.13., Bull. EG 6-1993, 13. 
Zu den Abkommen Rn. 26 f. 
Vgl. Schlussfolgerungen des Vorsitzes (Fn. 8) 13. 
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Rat in Korfu 1994 „der nächsten Erweiterungsphase der Union", also die Osterwei­
terung, zugeordnet. 11 

Das Erweiterungsversprechen von Kopenhagen war freilich ein bedingtes: ,,Der Bei- 7 
tritt kann erfolgen, sobald ein assoziiertes Land in der Lage ist, den mit einer Mit­
gliedschaft verbundenen Verpflichtungen nachzukommen und die erforderlichen 
wirtschaftlichen und politischen Bedingungen zu erfüllen."12 Zu dieser Zeit galten
noch die alten Beitrittsregeln der Art. 237 EWGV, Art. 205 und EAGV und Art. 98 
EGKSV, doch stand ihre Ersetzung durch Art. 0 EUV unmittelbar bevor. Diese Be­
stimmung sah (wie der heutige Art. 49 EUV) vor, dass jeder europäische Staat die 
Mitgliedschaft in der EU beantragen konnte, und regelte die erforderlichen Verfah­
rensschritte, enthielt aber noch keine inhaltlichen Beitrittsvoraussetzungen. In dieser 
Situation legte der Europäische Rat, einem Vorschlag der Kommission entspre­
chend, 13 drei Bedingungen für den Beitritt fest: 14

„Als Voraussetzung für die Mitgliedschaft muß der Beitrittskandidat eine institutio- 8 
nelle Stabilität als Garantie für demokratische und rechtsstaatliche Ordnung, für die 
Wahrung der Menschenrechte sowie die Achtung und den Schutz von Minderheiten 
verwirklicht haben; sie erfordert ferner eine funktionsfähige Marktwirtschaft sowie 
die Fähigkeit, dem Wettbewerbsdruck und den Marktkräften innerhalb der Union 
standzuhalten. Die Mitgliedschaft setzt außerdem voraus, daß die einzelnen Bei­
trittskandidaten die aus e1.ner Mitgliedschaft erwachsenden Verpflichtungen über­
nehmen und sich auch die Ziele der politischen Union sowie der Wirtschafts- und 
Währungsunion zu eigen machen können."15

Zusammenfassend geht es also um 9 

II 

12 

13 

14 

15 

16 

Demokratie und Rechtsstaatlichkeit als politische Kriterien; 
funktionierende Marktwirtschaft und Wettbewerbsfähigkeit als wirtschaftliche 
Kriterien; 
und die Übernahme der Mitgliedschaftsverpflichtungen, d.h. vor allem die An­
passung der Rechtsordnung der Beitrittsstaaten an die Regeln der Union als 
rechtliches Kriterium; letzteres wurde vom Europäischen Rat in Madrid durch 
die Schaffung der Voraussetzungen für die effiziente Anwendung des gemein­
samen Besitzstandes ergänzt.16' 17 

Schlussfolgerungen des Vorsitzes 1.11., Bull. EU-1994, 14. 
Schlussfolgerungen des Vorsitzes (Fn. 8) 13. 
Mitteilung der Kommission an den Rat mit Blick auf die Tagung des Europäischen Rates am 21. 
und 22. Juni 1993 in Kopenhagen - Entwicklung einer engeren Assoziation mit den Ländern Mittel­
und Osteuropas, SEK/93/648 endg., 3 f.; siehe dazu auch Bull. EG 4-1993, 1.3.5., 57 f. 
Schlussfolgerungen des Vorsitzes (Fn. 8), 13. 
Schlussfolgerungen des Vorsitzes 1.13., Bull. EG 6-1993, 13. 
Diese Präzisierung wurde erstmals vom Europäischen Rat in Madrid (Schlussfolgerungen des Vor­
sitzes I.25., Bull. EU 12-1995, 19) vorgenommen und wird deshalb gelegentlich "Madrid­
Kriterium" genannt; es wurde seither immer wieder und stärker betont: z.B. Europäischer Rat von 
Santa Maria da Feira, Schlussfolgerungen des Vorsitzes 1.12.16., Bull. EU 6-2000, 11; Europäischer 
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10 Während die politischen Kriterien Voraussetzung schon für die Aufnahme von Bei­
trittsverhandlungen sind, müssen die wirtschaftlichen und rechtlichen Kriterien erst 
beim Beitritt selbst erfüllt sein. 18 

11 Waren die Kopenhagener Kriterien in gewisser Weise der Preis für die gemeinsame 
grundsätzliche Bereitschaft der alten Mitgliedstaaten zur Aufnahme der mittel- und 
osteuropäischen Staaten, sind sie doch alles andere als willkürlich: Dass Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit der Mitgliedstaaten in einer Union notwendig sind, deren 
Willensbildung sich zu einem wesentlichen Teil über die Mitgliedstaaten legitimiert 
und deren Recht großteils von den Mitgliedstaaten vollzogen wird, liegt auf der 
Hand. Die entsprechenden Anforderungen wurden inzwischen durch den Vertrag 
von Amsterdam ausdrücklich in Art. 6 Abs. 1 EUV aufgenommen und durch den in 
Art. 49 EUV eingefügten Verweis auf diese Bestimmung auch primärrechtlich zur 
Beitrittsvoraussetzung gemacht (Rn. 39). Aber auch bei den wirtschaftlichen und 
rechtlichen Kriterien handelt es sich nicht einfach um ein beliebiges Verlangen der 
alten Mitgliedstaaten, sondern um Erfordernisse, die sich durchaus aus dem Primär­
recht ableiten lassen, weil sie für die Zielsetzungen der Union unverzichtbar sind. 
Die Übernahme der gemeinsamen rechtlichen Regeln und politischen Einigungen 
der Union macht das Wesen des Beitritts aus. Ohne funktionierende Marktwirtschaft 
auf nationaler Ebene ist die Teilnahme am Binnenmarkt in einer Union, die dem 
Grundsatz einer offenen Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb verpflichtet ist 
(Art. 4 Abs. l EGV), nicht denkbar, und bei mangelnder Wettbewerbsfähigkeit wür­
de die Erweiterung zu einer wirtschaftlichen Katastrophe in den Beitrittsländern und 
zu einer völligen Überforderung des gemeinschaftlichen Systems des wirtschaftli­
chen und sozialen Zusammenhalts und damit der Solidarität zwischen den Mitglied­
staaten (vgl. Art. 2 EGV) führen. 

12 Die Kriterien von Kopenhagen wurden in der Folge auch nie in Frage gestellt, son­
dern dienten vielmehr als Grundlage für alle Bewertungen der Fortschritte und Bei­
trittsreife der Kandidatenländer. 19 

l7 

IS 

Rat von Nizza, Schlussfolgerungen des Vorsitzes I.5.7., Bull. EU 12-2000, 9 und Europäische 
Kommission, Auf dem Weg zur erweiterten Union. Strategiepapier und Bericht der Europäischen 
Kommission über die Fortschritte jedes Bewerberlandes auf dem Weg zum Beitritt, KOM(2002) 
700 endg., vom 9.10.2002, 12 f .. 15, 22; Europäischer Rat von Brtissel, Oktober 2002, Schlussfolge­
rungen des Vorsitzes I.4.3., I.5.7., und I.5.9., Bull. EU 10-2002, 8 f. 
Zu den Beitrittskriterien z.B. Bergmann, Osterweiterung; Booss / Forman; Bruha / Vogt; Cremer, 
Rn. 8 ff.; Dorau; Ehlermann; Fastenrath; Herrnfeld, Rn. 3 ff.; Christophe Hillion, The Copenhagen 
Criteria and their Progeny, in: Hillion (Hrsg.), Enlargement, 1; Frank Hoffmeister, Changing Requi­
rements for Membership, in: Andrea Ott / lng/is (eds.), Handbook, 90; Hölscheidt, Voraussetzun­
gen; Kennedy/ Webb; Meier, Meng, Rn. 52 ff.; Much; Niedobitek; Oppermann; Pechstein, Art 49 
EUV, Rn. 2 ff.; Pechstein/ König, Rn. 418 ff.; Richter; Sarcevic; Vedder, Rn. 7 ff.; Zeh. 
Europäischer Rat von Helsinki, Schlussfolgerungen des Vorsitzes I.3.4, Bull. EU 12-1999, 8; Euro­
päischer Rat von Kopenhagen, Schlussfolgerungen des Vorsitzes I.6.18 und 1.6.19, Bull. EU 12-
2002, 10; vgl. aber beispielsweise Sarcevic, 464 und Vedder, Rn. 13, die der Ansicht sind, dass auch 
die politischen Voraussetzungen erst beim Beitritt erfüllt sein müssen. 
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Sehr viel weniger konkret hat der Europäische Rat von Kopenhagen auch auf die 13

Erweiterungsfähigkeit der Union als Voraussetzung für den Beitritt neuer Mitglied­
staaten hingewiesen. 2° Für die Osterweiterung selbst hat das noch keine große Rolle 
gespielt; umso wichtiger ist dieses Kriterium für folgende Erweiterungen geworden. 

3. Der Erweiterungsprozess

Kopenhagen 1993 war allerdings nicht der Beginn, sondern bereits der erste Höhe- 14

punkt des Erweiterungsprozesses. Um seine Komplexität zu verstehen, empfiehlt es 
sich, trotz aller Wechselwirkungen zwischen dem formalen Beitrittsverfahren, wie 
es Art. 49 EUV vorsieht, und den parallel laufenden Prozessen der Beitrittsvorberei­
tung in den Kandidatenländern und der internen Erweiterungsvorbereitung der EU 
zu unterscheiden. 21 

a. Das Beitrittsverfahren nach Art. 49 EU

Das Beitrittsverfahren22 ist in Art. 49 EUV nur in seinen Eckpunkten geregelt. Der 15

vollständige Ablauf und die Reihenfolge der einzelnen Schritte ergeben sich erst aus
der Praxis seiner Handhabung: Üblicherweise geht der Aufnahme von Verhandlun­
gen zu einem Vertrag nach Abs. 2 eine ausführliche vorläufige Stellungnahme
(,,avis") der Kommission voraus, und erst wenn das Verhandlungsergebnis auch in
allen Details feststeht, der Text des Beitrittsvertrages ausformuliert, in alle Sprachen
übersetzt und unterzeichnet ist, kommt es zu den in Abs. 1 vorgesehenen Mitwir­
kungsakten der EU-Organe. Vom Text des Art. 49 EUV her wäre natürlich auch ei-
ne andere Reihenfolge denkbar, doch wenig sinnvoll, weil erst mit dem Abschluss
der Verhandlungen ein Ergebnis feststeht, das dann gebilligt oder abgelehnt werden
kann.

Die Anträge auf Mitgliedschaft, die das Verfahren eröffnen, wurden von Zypern und 16 

Malta 1990, Polen und Ungarn 1994, Lettland, Estland, Litauen, der Slowakei, Ru­
mänien und Bulgarien 1995 und von der Tschechischen Republik und Slowenien 
1996 gestellt.23 Im Dezember 1995 forderte der Europäische Rat von Madrid die 

19 

20 

21 

22 

23 

Zu ihrer Anwendung in den Fortschrittsberichten der Kommission z.B. Europäische Kommission 
(Fn. 16) 9 ff; vgl. auch Art. 34 EUV i.d.F. des Reformvertrages von Lissabon, Dokument CIG 
1/1/07 REV 1 vom 5.10.2007, abrufbar unter http://www.consilium.europa.eu/ uedocs/cmsUpload/ 
cgOOOOl-re0I. de07.pdf (12.11.2007). 
Schlussfolgerungen des Vorsitzes 1.13, Bull. EG 6-1993, 13: "Die Fähigkeit der Union, neue Mit­
glieder aufzunehmen, dabei jedoch die Stoßkraft der europäischen Integration zu erhalten, stellt 
ebenfalls einen sowohl für die Union als auch für die Beitrittskandidaten wichtigen Gesichtspunkt 
dar." Dazu Rn. 38 und 62. 
Eine grafische Übersicht findet sich bei Merli, Die Osterweiterung der EU - ein Überblick, in: Merli 
(Hrsg.), Osterweiterung, 13. 
Dazu z.B. Meng, Rn. 87; Pechstein, Art. 49 EUV, Rn. 7; Pechstein/ König, Rn. 414 ff.; Preston; 
Vedder, Rn. 25; graphische Übersicht bei Lippert, 124. 
Bulgarien: 16. Dezember 1995, Bull. EU 12-1995, 1.4.61., 142; Estland: 28. November 1995, Bull. 
EU 11-1995, 1.4.42., 83; Lettland: 27. Oktober 1995, Bull. EU 10-1995. 1.4.60., 94; Litauen: 8. De­
zember 1995, Bull. EU 12-1995, 1.4.60., 142; Malta: 16. Juli 1990, Bull. EG 7/8-1990, 1.4.25., 99; 
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Kommission zur Ausarbeitung der vorläufigen Stellungnahmen auf,24 die diese am 
15.7.1997 im Rahmen der „Agenda 2000"25 vorlegte.26 Für Malta27 und Zypern28 lag 
der „avis" bereits am 30.6.1993 vor. 

17 Am 12. und 13.12.1997 beschloss der Europäische Rat von Luxemburg die Auf­
nahme von Verhandlungen zunächst mit den sechs damals am weitesten fortge­
schrittenen Ländern Polen, Tschechische Republik, Slowenien, Ungarn, Estland und 
Zypern (der sogenannten „Luxemburg-Gruppe");29 die entsprechende Regierungs­
konferenz wurde am 31.3.1998 eröffnet. 3° Für die verbleibenden Länder Lettland, 
Litauen, die Slowakei, Malta, Bulgarien und Rumänjen fiel der Beschluss auf der 
Tagung des Europäischen Rates von Hel ink:i am 10. IIlld 11.12.1999,31 und die 
Verhandlungen mit der ,,Helsink.i-Gmppe·' begannen am 15.2.2000.32

•
33 Inhaltlich 

betrafen sie zum einen die notwendigen Anpassungen der Gründungsverträge von 
EU und EG, z.B. die Zahl der Abgeordneten des jeweiligen Beitrittsstaates im Euro­
päischen Parlament oder die Zahl seiner Stimmen im Ministerrat, und zum anderen 
mögliche Übergangs- und Ausnahmebestimmungen für die Übernahme des acquis. 

Besonders intensiv wurde u.a. um Lösungen zur Finanzierung und zur Einbeziehung 
der Beitrittsstaaten in die Zahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und 
um Übergangsbestimmungen zur Freizügigkeit der Arbeitnehmer aus den Beitritts-

2S 

27 

28 

29 

)0 

31 

32 

33 

Polen: 8. April 1994, Bull. EU 4-1994, 1.3.19., 70; Rumänien: 22. Juni 1995, Bull. EU 6-1995, 
1.4.57., 128; Slowakei: 27. Juni 1995, Bull. EU 6-1995, 1.4.58., 128; Slowenien: 10. Juni 1996, 
Bull. EU 6-1996, 1.4.49., 149; Tschechische Republik: 17. Januar 1996, Bull. 1/2 -1996, 1.4.75., 
101; Ungarn: 1. April 1994, Bull. EU 4-1994, 1.3.18., 70; Zypern: 4. Juli 1990, Bull. EG 7/8-1990, 
1.4.24., 98 f. 
Europäischer Rat von Madrid, Schlussfolgerungen des Vorsitzes I.25., Bull. EU 12-1995, 19 f. 
KOM(97) 2000 endg.; siehe auch Bull. EU Beilage 5/97. 
KOM(97) 2001 bis 2010 und Bull. EU Beilagen 6/97 bis 15/97. 
KOM(93) 312 und Bull. EG 6-1993, 1.3.7.; Malta hatte nach einem Regierungswechsel 1996 seinen 
Beitrittsantrag ,,ruhen" lassen und ließ ihn nach einer weiteren Änderung der Mehrheitsverhältnisse 
1998 wieder „aufleben". Daher aktualisierte die Kommission ihre Stellungnahme: Bericht zur Aktu­
alisierung der Stellungnahme der Kommission zum Beitrittsantrag von Malta KOM( l999) 69; siehe 
dazu auch Bull. EU 1/2-1999, 1.4.68, 126. 
KOM(93) 313 und Bull. EG 6-1993, 1.3.6. 
Europäischer Rat von Luxemburg, Schlussfolgerungen des Vorsitzes 1.3.27, Bull. EU 12-1997, 11. 
Bull. EU 3-1998, 1.3.52., 94. 
Schlussfolgerungen des Vorsitzes I.3.10, Bull. EU 12-1999, 8. 
Bull. EU 1/2-2000, 1.5.1., 90. 
Zu den Verhandlungen z.B. GrahamAvery, The enlargement negotiations, in: Cameron (ed.), Futu­
re, 35; Europäische Kommission, Generaldirektion Erweiterung, Enlargement; Europäische Kom­
mission, Report; Frank Hoffmeister, Die Rolle der Europäischen Kommission im Erweiterungspro­
zess, in: Merli (Hrsg.), Osterweiterung, 33; Lannon; Lippert, Erweiterungsgipfel; Maniokas / 
Vilpisauskas I Zeruolis; Leopold Maurer, Negotiations in progress, in: Ott / Inglis (eds.), Handbook, 
113; Mayhew, Enlargement; Nicolaides I Boean / Bollen I Pezaros; Jörg Pichler, Der Erweiterungs­
prozess und die deutschen Bundesländer, in: Merli (Hrsg.), Osterweiterung, 45; Pirhofer, 137; 
Saidik I Schwarzinger, 35; Seiffarth; Trstenjak; Verheugen, EU-Erweiterungsverhandlungen; 
Verheugen, Enlargement; Georg Ziegler, The Accession Negotiations on Free Movement of Wor­
kers, in: Ott / Tnglis (eds.), Handbook, 131; sowie Strategiepapiere der Kommission KOM(2000) 
700 endg., KOM(2001) 700 endg., KOM(2002) 700 endg., KOM(2003) 676 endg., KOM(2004) 
657 endg., KOM(2005) 561 endg.; Mitteilung KOM(2001) 533 endg. 
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staaten, zum Immobilienerwerb durch Bürger und Unternehmen der alten Mitglied­
staaten in den künftigen neuen Mitgliedstaaten und zu Wettbewerbs- und Umweltre­
geln gerungen. 

Die Verhandlungen wurden auf EU-Seite von den Mitgliedstaaten geführt, die sich 18 
dafür aber der Arbeitsstrukturen des Rates und der Sachkompetenz der Kommission 
(die dafür zunächst eine „task force" und dann eine eigene Generaldirektion Erwei­
terung einrichtete) bedienten. In einer ersten Phase (die für die Länder der „Helsin­
ki-Gruppe" schon vor der formellen Verhandlungseröffnung begann), ging die 
Kommission mit den Vertretern der Beitrittsländer den relevanten acquis, der dazu 
in 31 Kapitel gegliedert wurde, Punkt für Punkt durch und verglich sie mit den In­
formationen der Beitrittsländer zu ihrer jeweiligen Rechtslage, um auf diese Weise 
Anpassungsnotwendigkeiten und Problempunkte für die weiteren Verhandlungen 
herauszuarbeiten. Nach dieser „analytischen Prüfung des Besitzstandes", dem 
„screening", formulierten in einer zweiten Phase die Beitrittskandidaten und die 
Mitgliedstaaten ihre jeweiligen Verhandlungspositionen. Auf EU-Seite, wo dies we-
gen mancher Interessensgegensätze der alten Mitgliedstaaten schwieriger war, wur­
den die Positionen von der Kommission vorgeschlagen und dann in Ratsarbeits­
gruppen und im Ausschuss der Ständigen Verlr ter diskutiert. Konnte dort keine Ei­
nigung erzielt werden, mussten sie letztlich von den im Rat oder Europäischen Rat 
vereinigten Vertretern det Regierungen der Mitgliedstaaten festgelegt werden.34 Auf 
dieser Grundlage versuchten dann in der dritten Phase die Vertreter der alten Mit­
gliedstaaten innerhalb des einheitlichen Rahmens, aber in getrennten Regierungs­
konferenzen mit den Vertretern des jeweiligen Beitrittsstaates eine Einigung zu er­
reichen. Die Verhandlungen wurden Kapitel für Kapitel geführt, doch wurde kein 
Kapitel endgültig abgeschlossen, bevor eine Gesamteinigung erzielt war. Diese 
Struktur einer Konfrontation der jeweils individuellen Wünsche der einzelnen Bei­
trittsstaaten mit bereits untereinander abgestimmten Verhandlungspositionen der al-
ten Mitgliedstaaten verlieh diesen eine noch stärkere Stellung, als sie nach der Aus­
gangslage ohnehin schon hatten. Gleichzeitig erleichterte sie aber die angestrebte 
Differenzierung zwischen den Beitrittsstaaten je nach ihren Fortschritten bei der 
Beitrittsvorbereitung35 und erlaubte den Ländern der „Helsinki-Gruppe", ihren 
Rückstand aufzuholen. Nachdem man sich auf die sogenannte „big-bang-Lösung" 
eines gleichzeitigen Beitritts von zehn Ländern36 und das Beitrittsdatum37 verstän-

34 

35 

36 

37 

In Sonderfällen waren Verhandlungspositionen schon durch primärrechtliche Festlegungen oder 
gemeinsame Erklärungen im Zuge von Vertragsreformen vorgeprägt; s einerseits zum Sehengen­
Besitzstand Art. 8 Sehengen-Protokoll und Merli, in diesem Band, Teil B, Art. 3 BA Rn. 1, und an­
dererseits zu institutionellen Fragen unten Rn. 40, 43. 
Europäischer Rat von Helsinki, Dezember 1999, Schlussfolgerungen des Vorsitzes 1.3.11., Bull. EU 
12-1999, 8; Europäischer Rat von Göteborg, Juni 2001, Schlussfolgerungen des Vorsitzes I.4.8.,
Bull. EU 6-2001, 9.
Europäischer Rat von Sevilla, Juni 2002, Schlussfolgerungen des Vorsitzes 1.8.22, Bull. EU 6-2002,
11; Europäischer Rat von Brussel, Oktober 2002, Schlussfolgerungen des Vorsitzes 1.4.2., Bull. EU
10-2002, 8.
Rat Allgemeine Angelegenheiten 18.11.2002, Dokument Nr. 14283/02, 7. 
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digt hatte, konnten die Verhandlungen mit allen Ländern außer Bulgarien und Ru­
mänien im Rahmen des Gipfels von Kopenhagen am 12. und 13.12.2002 abge­
schlossen werden. 38 

19 Der Beitrittsvertrag wurde am 16.4.2003 in Athen unterzeichnet.39 Seine innerstaat­
liche Genehmi

8
ung erfolgte in den alten Mitgliedstaaten durchwegs auf parlamenta­

rischem Weg,4 während ihr in allen Beitrittsstaaten außer Zypern41 Referenden vo-
• 42 rausgmgen. 

20 Am 19.2.2003 gab die Kommission im Rahmen ihres Anhörungsrechts nach Art. 49 
Abs. 1 EUV positive Stellungnahmen zu den Beitrittsanträgen ab,43 und am 9.4.2003 
stimmte das Europäische Parlament - getrennt für die einzelnen Beitrittsstaaten und 
mit unterschiedlichen Mehrheiten - der Erweiterung zu;44 der einstimmige Ratsbe­
schluss nach Art. 49 Abs. 1 fiel am 14.4.2003.45 

21 Da alle Parteien den Vertrag rechtzeitig ratifiziert hatten, konnte er, wie in seinem 
Art. 3 vorgesehen, am 1.5.2004 in Kraft treten. Seit diesem Datum sind Estland, 

38 

39 

40 

41 

42 

43 

44 

45 

Dokument Nr. 21000/02, zugänglich unter http://www.consilium.europa.eu/ueDocs/cms_Data/ 
docs/pressdat(llen/misc/73819 .pdf (9.9.2007), und Europäischer Rat von Kopenhagen, Schlussfolge­
rungen des Vorsitzes 1.3.3. und 1.3.4., Bull. EU 12-2002, 8 f. Zur genauen Textfestlegung Ratsdo­
kument Nr. 5975/03. 
ABI. 2003 L 236/17; sie dazu auch Bull. EU 4-2003, 7 f. 
Eine tabellarische Übersicht findet sich bei Barbara Lippert, Erweiterungspolitik der Europäischen 
Union, in: Weidenfeld I Wessels (Hrsg.), Jahrbuch der Europäischen Integration 2003/2004, 421. 
Koursoumba-Nicolaides, in diesem Band, Teil D. X., Rn. 27 f. 
Malta: 8.3.2003, dazu Xuereb, in diesem Band, Teil D. IV., Rn.25 ff. sowie Bull. EU 3-2003, 1.5.3, 
94 und Bull. EU 7/8-2003, 1.5.4., 82; Slowenien: 23.3.2003, dazu Vehar, in diesem Band, Teil D. 
VII., Rn. 12; Ungarn: 12.4.2003, dazu Balazs, in diesem Band, Teil D. IX., Rn. 8 ff.; Litauen: 10. 
und 11.5.2003, dazu Katuoka I Ravlusevicius, Teil D. III., Rn. 23 f. und Petras Austrevicius, Refe­
rendum on Membership of the European Union and Organisation of the Information Campaign, in: 
Maniokas / Vilpisauskas / Zeruolis (eds.), Road, 411; Slowakei: 16. und 17.5.2003, dazu Lastic, in 
diesem Band, Teil D. VI., Rn. 20 ff.; Polen: 7. und 8.6.2003, dazu Biemat, in diesem Band, Teil D. 
V., Rn. 34; Tschechien: 13. und 14.6.2003, dazu Zemanek, in diesem Band, Teil D. VIII., Rn. 11 ff.; 
Estland: 14.9.2003, dazu Laffranque, in diesem Band, Teil D. 1., Rn. 34 ff.; Lettland: 20.9.2003, da­
zu Harbacevic, in diesem Band, Teil D. II., Rn. 9 f; zur Ratifikation des Beitrittsvertrages allgemein 
siehe z.B. Anneli Albi, Referendums in the CEE Candidate Countries: Implications for the EU Trea­
ty Amendment Procedure, in: Billion (Hrsg.), Enlargement, 57; Barbara Lippert, Erweiterungspoli­
tik der Europäischen Union, in: Weidenfeld I Wessels (Hrsg.), Jahrbuch der Europäischen Integrati­
on 2006, 430. 
KOM(2003) 79 endg., ABI. 2003 L 236/3-4. 
ABI. 2003 L 236/5-14; Estland: Stimmen 566, dafür 520, dagegen 22, Enthaltungen 24; Lettland: 
Stimmen 568, dafür 522, dagegen 22, Enthaltungen 24; Litauen: Stimmen 567, dafür 521, dagegen 
22, Enthaltungen 24; Malta: Stimmen 567, dafür 521, dagegen 23, Enthaltungen 23; Polen: Stim­
men 565, dafür 509, dagegen 25, Enthaltungen 31; Slowakei: Stimmen 567, dafür 521, dagegen 21, 
Enthaltungen 25; Slowenien: Stimmen 566, dafür 522, dagegen 22, Enthaltungen 22; Tschechische 
Republik: Stimmen 565, dafür 489, dagegen 39, Enthaltungen 37; Ungarn: Stimmen 568, dafür 522, 
dagegen 23, Enthaltungen 23; Zypern: Stimmen 562, dafür 507, dagegen 29, Enthaltungen 26; zu 
den Abstimmungsergebnissen siehe ABI. 2004 C 64 E/295-297. 
ABI. 2003 L 236/15. 
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Lettland, Litauen, Polen, die Tschechischen Republik, die Slowakei, Ungarn, Slo­
wenien, Malta und Zypern Mitglieder der EU. 

Mit Bulgarien und Rumänien konnten die Verhandlungen am 16. bzw. 17.2004 ab- 22

geschlossen46 und der Vertrag am 25.4.2005 unterzeichnet werden.47 Die innerstaat­
lichen Vertragsgenehmigungen erfolgten diesmal ausschließlich auf parlamentari­
schem Weg (also ohne Referenden),48 die Mitwirkungsakte der EU-Organe ergingen 
am 22.2.2005 (Kommission), 13.4.2005 (Parlament) sowie 25.4.2005 (Rat).49 Da 
von der im Vertrag vorgesehenen Möglichkeit, das Beitrittsdatum noch um ein Jahr 
zu verschieben (s. Rn. 59), kein Gebrauch gemacht wurde, begründete er die Mit­
gliedschaft der beiden Länder ab 1.1.2007. 

b. Die Beitrittsvorbereitung der Kandidatenländer und ihre Unterstützung durch

die EU

Bis dorthin war es aber ein weiter Weg. Da der Beitritt an die Erfüllung anspruch- 23

voller Bedingungen geknüpft wurde (Rn. 7 ff.), verlangte er eine umfangreiche und 
langjährige Vorbereitung in den Beitrittsländern, die sich von der Einführung demo­
kratischer, rechtsstaatlicher und marktwirtschaftlicher Grundstrukturen über die An­
passung der Rechtsvorschriften an den acquis, den Aufbau entsprechender Verwal­
tungs- und Justizapparate und die Ausbildung ihres Personals, die Organisation und 
Koordination der Beitritt�verhandlungen und der internen Umsetzungsmaßnahmen 
bis zur Erlassung beitrittsbedingter Verfassungsänderungen erstreckte. Die Beitritts­
vorbereitung für die Osterweiterung war daher ein besonders wichtiges und im W e­
sentlichen auch ein neuartiges Element; das betrifft auch und gerade die V erfahren 
und Instrumente, mit denen die EU die Beitrittsstaaten dabei unterstützte. 

46 

47 

48 

49 

Europäischer Rat von Brüssel, Schlussfolgerungen des Vorsitzes 1.4.6. (Bulgarien) und 1.5.10 (Ru­
mänien), Bull. EU 12-2004, 8 f. 
ABI. 2005 L 157/11; siehe dazu auch Bull. EU 4-2005, 8. 
Bulgarien: 11.5.2005, Rumänien: 17.5.2005, Slowakei: 21.6.2005, Tschechische Republik: 
15.9.2005, Ungarn: 26.9.2005, Slowenien: 29.9.2005, Zypern: 27.10.2005, Griechenland: 
2.11.2005, Estland: 16.11.2005, Italien: 22.11.2005, Malta: 24.1.2006, 8.12.2006, Lettland: 
26.1.2006, Schweden: 9.5.2006, Spanien: 14.12.2005, Österreich: 11.5.2006, Litauen: 30.3.2006, 
Finnland: 19.6.206, Niederlande: 13.6.2006, Portugal: 8.3.2006, Polen: 30.3.2006, Luxemburg: 
29.6.2006, Irland: 21.6.2006, Belgien: 19.6.2006, Dänemark: 21.11.2006, Frankreich: 3.10.2006, 
Deutschland: 24.11.2006; zu den Ratifikationsdaten bzw. den Daten der Hinterlegung der Ratifika­
tionsurkunden siehe http://ec.europa.eu/enlargement/pdf/ratification_en.pdf (11.11.2007). 
Stellungnahme der Kommission vom 22. Februar 2005 zu den Anträgen der Republik Bulgarien 
und Rumäniens auf den Beitritt zur Europäischen Union, KOM(2005) 55 endg.; Legislative Ent­
schließung des Europäischen Parlaments zu dem Antrag der Republik Bulgarien auf Mitgliedschaft 
in der Europäischen Union und Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem An­
trag Rumäniens auf Mitgliedschaft in der Europäischen Union, ABI. 2005 L 157/5 und ABI. 2005 L 
157/7 (Bulgarien: Stimmen 661, dafür 522, dagegen 70, Enthaltungen 69; Rumänien: Stimmen 661, 
dafür 497, dagegen 93, Enthaltungen 71; zu den Abstimmungsergebnissen siehe ABI. 2006 C 33 
E/336 sowie ABI. 2006 C 33 E/337); Beschluss des Rates der Europäischen Union vom 25. April 
2005 über die Aufnahme der Republik Bulgarien und Rumäniens in die Europäische Union, ABI. 
2005 L 157/9. 
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24 Die Anpassungsbemühungen der mittel- und osteuropäischen Staaten an die EU50 

begannen schon Anfang der neunziger Jahre, also einseitig und zu einem Zeitpunkt, 
als die Beitrittsanträge noch gar nicht gestellt waren. Ebenso hat die EU schon Hilfe 
geleistet, bevor sie sich überhaupt auf eine Erweiterung verständigt hatte. 

25 Erster Schritt dazu war das PHARE-Programm.
51 Der Begriff stand ursprünglich für 

„Poland and Hungary Aid for the Reconstruction of the Economy" und zeigte damit 
die zunächst beschränkte Zielrichtung, sowohl was die betroffenen Länder als auch 
die erfassten Bereiche anbelangt. Im Wesentlichen ging es um Hilfestellungen zur 
wirtschaftlichen Transformation, in die nach und nach alle (späteren) Beitrittsländer 
- außer Zypern und Malta- einbezogen wurden.52 

26 Den zweiten Schritt markieren die ab der ersten Hälfte der 90er Jahre abgeschlosse­
nen Europaabkommen mit den (späteren) Beitrittsstaaten,53

• 
54 die an die Stelle we-

50 

51 

5! 

53 

Adanja; Albi; Biemat, Aspects, 398; Biemat, Impact, 1187; Monica den Boer / Gilles de Kerchove, 
A hurdled admission: the integration of candidate countries into the area of freedom, security and 
justice, in: Kronenberger (ed.), Union, 315; Brunner, Transformation; Czach6r, Czaplifzski, Prob­
leme; Dauderstädt; Dauses (Hrsg.), Osterweiterung; Dauses (Hrsg.), Rechtstransformation; Maria 
Decheva, Änderung der bulgarischen Verfassung im Hinblick auf den EU-Beitritt, in: Salimi-Asl / 
Wrasse / Schuch (Hrsg.), Transformation, 301; Dreher; Duculescu; Evtimov, Verfassung; 
Goldammer; Hasse / Kunze; Hermfeld, Rechtsreform; Hofmann; Hölscheidt, Parlamentspraxis; 
Iliopoulos; Inotai; Jankowska-Gilberg; Kaiser / Brüning; Leiße; Lippert / Becker; Luchterhand; 
M6.dl / Müller-Graff; Maniokas et al.; Masiokas; Mayhew, Recreating; Müller-Graff (ed.), States; 
Phedon Nicolaides, Preparing for Accession to the European Union: How to Establish Capacity for 
Effective and Credible Application of EU Rules, in: Cremona (ed.), Enlargement, 43; Ott / Inglis; 
Pflüger; Piontek; Pogatschnigg / Sehladebach; Saganek / Skoczny; Seiffarth; Thielert / Schinkel; 
T6th; weiters die Beiträge von Balas, Ciobanu-Dordea, Czuczai, Emiliou, Harmathy, Justynski, 
Kerikmäe, Kunovci, Tanchev, Usacka, Vadapalas, Vehar, Xuereb, Zemcinek, in: Kellermann/ de 
Zwaan I Czuczai (eds.), EU Enlargement, 267, 311, 411, 243, 315, 279, 291, 327, 301, 337, 347, 
369, 229, 423; Koffnkovci, Lipowicz, in: Merli (Hrsg.), Osterweiterung, 73, 61; Anagnost, 
Czaplifzski, Hofmann, Kardas, Munkovci, Musil, in: Merli (Hrsg.), Raum, 191, 137,221, 79, 147, 95. 
Die Rechtsgrundlage bildete die Verordnung 3906/89, ABI. 1989 L 3 7 5/11, über Wirtschaftshilfe 
für die Republik Ungarn und die Volksrepublik Polen. PHARE war anfangs der EG-Beitrag zu den 
Hilfsmaßnahmen der „Gruppe der 24". 
Verordnung 2698/90, ABI. 1990 L 257/1 (Bulgarien, Rumänien, Tschechoslowakei, zugleich Um­
benennung in „Verordnung über Wirtschaftshilfe für bestimmte Länder in Mittel- und Osteuropa"); 
Verordnung 3800/91, ABI. 1991 L 357/10 (Estland, Lettland, Litauen); Verordnung 2334/92, ABI. 
1992 L 227/1 (Slowenien); Verordnung 1764/93, ABI. 1993 L 162/1 (Slowakische Republik, 
Tschechische Republik statt Tschechoslowakei). Dazu die Jahresberichte der Kommission 
KOM(93) 127 endg.; KOM(95) 13 endg.; KOM(95) 396 endg.; KOM(96) 360 endg.; KOM(98) 178 
endg. und KOM(99) 234 endg. 
Ungarn: ABI. 1993 L 347/2; Polen ABI. 1993 L 348/2; Rumänien: ABI. 1994 L 357/2; Bulgarien: 
ABI. 1994 L 358/3; Slowakische Republik: ABI. 1994 L 359/2; Tschechische Republik: ABI. 1994 
L 360/2; Lettland: ABI. 1998 L 26/3; Litauen: ABI. 1998 L 51/3; Estland: ABI. 1998 L 68/3; Slo­
wenien: ABI. 1999 L 51/3. Dazu umfassend die Beiträge in: Andrea Ott l lnglis (eds.), Handbook, 
349 ff.; weiters z.B. Angelov; Antalovsky et al.; Becker; Böhnel; Brandt, 31 ff.; Czach6r; 
Czaplifzski; Dauck; Evtimov, Rechtsprobleme; Gargulla; Hirsch, Rechtsprechung; Huber; lnglis, 
Europe Agreements; lzik-Hedri; Kaiser/ Brüning; Kuschel; Lippert / Schneider; Maresceau, Ac­
cords; Maresceau, Enlarging; Marcesceau / Montaguti; Mayhew, Recreating Europe; Müller-Graff 
(ed.), Europe; Müller-Graff / Stiwniak; Ott, Osterweiterung; Ott, Rechte; Ott, Staatsangehörige; 
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niger ambitionierter Handels- und Kooperationsabkommen55 und autonomer Zoll­
vergünstigungen der Gemeinschaft56 traten. Es handelte sich dabei um gemischte 
Abkommen, die auf EU-Seite von den Europäischen Gemeinschaften als Assoziati­
onsabkommen unter Art. 238/310 EGV und zugleich von den Mitgliedstaaten als 
völkerrechtliche Verträge abgeschlossen wurden. Bis zu ihrem Inkrafttreten, das 
sich wegen der mitgliedstaatlichen Genehmigungsverfahren oft verzögerte, galten 
die rein handelspolitischen, allein auf EG-Kompetenzen gestützten Teile als Inte­
rimsabkommen. Auch die Europaabkommen hatten ihren Schwerpunkt im wirt­
schaftlichen Bereich: Sie sahen u.a. die Abschaffung der Zölle und mengenmäßigen 
Beschränkungen für gewerbliche Waren, die Errichtung einer Freihandelszone, die 
gegenseitige (beschränkte) Einräumung von Niederlassungs-, Dienstleistungs- und 
Kapitalverkehrsfreiheit, Diskriminierungsverbote für Arbeitnehmer der Vertrags­
partner sowie die Angleichung bestimmter wettbewerbsrechtlicher Vorschriften 
vor.57 Sie enthielten aber darüber hinaus Rechtsgrundlagen für eine umfassende Zu­
sammenarbeit der Vertragspartner auch in nichtwirtschaftlichen Fragen und eine 
prinzipielle Hilfsverpflichtung der Gemeinschaft und richteten einen allgemeinen 
politischen Dialog zu allen Themen von gemeinsamem Interesse ein. Explizite Bei­
trittszusagen der EG und ihrer Mitgliedstaaten fanden sich jedoch darin - entgegen 
dem Wunsch der Vertragspartner - nicht, sondern nur eine Wendung in der Präam­
bel, nach der der jeweilige assoziierte Staat „letztlich die Mitgliedschaft in der Ge­
meinschaft anstrebt" und.die Assoziation ihm „nach Auffassung der Vertragspartei­
en[ ... ] bei der Verwirklichung dieses Zieles helfen wird". 

War die Assoziation anfangs auch als Alternative zum Beitritt denkbar, änderte sich 27 
mit der prinzipiellen Beitrittszusage von Kopenhagen die Grundsituation: Wie das 
PHARE-Programm wurden auch die Europaabkommen nun zu Instrumenten der 
Beitrittsvorbereitung. Seither bildeten die Abkommen - trotz ihrer Ausnahmen etwa 
für landwirtschaftliche Produkte und Textilien, der gelegentlich kleinlichen Hand­
habung ihrer Schutzklauseln58 und mancher Umsetzungsdefizite59 

- die Grundlage 

54 

55 

56 

57 

58 

59 

Ramsey; Streinz; Tschäpe, Zugangsrecht; Vörös / Droutsas; Weiß, Beschränkungen; Weiß, Chapter 
II; Weiß, Fragen; Weiß, Personenverkehrsfreiheiten. 
Mit Malta (ABI. 1971 L 61/2) und Zypern (ABI. 1973 L 133/2) bestanden Assoziationsabkommen 
schon seit den 70er Jahren; sie wurden durch Finanzprotokolle (Malta: Protokoll ABI. 1995 L 
278/15, geändert durch Protokoll ABI. 1999 L l 00/32; Zypern: Protokoll ABI. 1995 L 278/23, ge­
ändert durch Protokoll ABI. 1999 L 100/26) zur Unterstützung der Beitrittsvorbereitungen ergänzt. 
Abkommen mit Ungarn, ABI. 1988 L 327/2; CSSR, ABI. 1989 L88/2; Polen, ABI. 1989 L 339/2; 
Rumänien, ABI. I 991 L 79/13; Bulgarien, ABI 1991 L 291/9; Slowenien, ABI 1993 L 189/2. 
Z.B. durch VO ABI. 1990 L 370/1. 
Hier liegt auch der Schwerpunkt der einschlägigen Rechtsprechung: z.B. EuGH, RS. C-268/99, 
Jany, Slg. 2001, 1-8615; EuGH, Rs. C-257/99, Barkoci and Malik, Slg. 2001, 1-6557; EuGH, Rs. 
235/99, Kondova, Slg. 2001, 1-6427; EuGH, Rs. C-63/99, Gloszcuk, Slg. 2001, I-6369; EuGH, Rs. 
C-189/00, Ruhr, Slg. 2001, I-8225; EuGH, Rs. C-162/00, Pokrzeptowicz-Meyer, Slg. 2002, I-1049;
EuGH Rs. C-438/00, Deutscher Handballbund/Kolpak, Slg. 2003, I-4135.
Vgl. z.B. EuGH, Rs. C-64/95, Lubella, Slg. 1996 I-5I05.
Z.B. trat das Europaabkommen mit Polen nie in die an sich nach fünf Jahren vorgesehene zweite
Phase ein.
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für eine weitgehende Verflechtung der Volkswirtschaften von EU und Beitrittslän­
dern, sie erlaubten die vorzeitige Einbeziehung der Beitrittsländer in verschiedene 
EG-Programme, und ihre organisatorische Struktur aus Assoziationsräten und Asso­
ziationsausschüssen auf Regierungs-, Beamten- und Parlamentsebene stellte den 
wichtigsten Rahmen für die Weiterentwicklung der gegenseitigen Beziehungen und 
eben auch die Beitrittsvorbereitung dar. Die Europaabkommen wurden immer wie­
der den aktuellen Bedürfnissen angepasst und verloren ihre Geltung erst mit dem In­
krafttreten der Beitrittsverträge.60 

28 In der Folge gab es eine Vielzahl von Treffen, Vorschlägen und Beschlüssen, aus 
denen sich nach und nach eine „Vorbeitrittsstrategie" der EU herauskristallisierte. 
Wichtige Schritte waren zunächst die Entwicklung eines zusätzlichen PHARE­
Prograrnrns zur grenzüberschreitenden Zusammenarbeit61 und vor allem die Erstel­
lung des Weißbuches der Kommission von 1995 zur Vorbereitung der assoziierten 
Länder auf den Beitritt.62 Das Weißbuch gab den Kandidatenländern für den zentra­
len Bereich des Binnenmarktes eine Übersicht über den (damals) relevanten acquis 

und (unverbindliche) Anleitungen für eine an Prioritäten orientierte Anpassung ihrer 
Rechtsordnung und zur Schaffung der notwendigen administrativen und organisato­
rischen Strukturen für den Vollzug. Damit wurden ihnen erstmals Größe und Kom­
plexität der notwendigen Beitrittsvorbereitungen konkret vor Augen geführt. 
Zugleich bildete das Weißbuch die Grundlage für die Einrichtung des Amtes für 
technische Hilfe und Zusammenarbeit innerhalb der Kommission, das die Beitritts­
staaten bei der Übernahme und Anwendung des acquis unterstützte. Der Europä­
ische Rat von Essen hatte schon im Dezember 1994 - in Fortführung von Ansätzen 
des Kopenhagener Gipfels - die Aufnahme multilateraler „strukturierter Beziehun­

gen" für einen intensivierten Dialog und Konsultationen mit den Beitrittsstaaten zu 
allen relevanten Themen der Gemeinschaft, aber auch der Gemeinsamen Außen­
und Sicherheitspolitik und der Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres, 
beschlossen.63 Sie sollten die bilateralen Treffen im Rahmen der Assoziationsgre­
mien ergänzen, bewährten sich im Ergebnis aber nicht wirklich. So brauchte die EU 
letztlich bis Ende 1997, um zu einer konzentrierten und einigermaßen kohärenten 
Form der Unterstützung der Beitrittsvorbereitung zu finden, die die vorhandenen In­
strumente beitrittsbezogen nutzte, neue Instrumente hinzufügte und sie mit den Bei­
trittsverhandlungen verknüpfte. Grundlage für die entsprechenden Beschlüsse des 
Europäischen Rates von Luxemburg im Dezember waresn Vorschläge der Kommis­
sion in der Agenda 2000 vom Juli 1997, einem umfassenden Dokument, das neben 
den vorläufigen Stellungnahmen zu den Beitrittsanträgen (Rn. 16) und einer Analyse 

60 

61 

62 

6) 

Dazu Kommentar, in diesem Band, Teil B, Art. 6 BA Rn. 24. 
Verordnung 1628/94, ABI. 1994 L 171/14. 
Vorbereitung der assoziierten Staaten Mittel- und Osteuropas auf die Integration in den Binnen­
markt der Union, KOM(l 995) 163 endg. 
Schlussfolgerungen des Vorsitzes 1.13., Bull. EU 12-1994, 13, und Europäischer Rat von Kopenha­
gen, Schlussfolgerungen des Vorsitzes 1.26., 18. 
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der Auswirkungen der Erweiterung auf die Politikbereiche und Finanzierung der 
Union Empfehlungen zur Verbesserung der Beitrittsvorbereitung enthielt. 

Das neue - ,, intensivierte Heranführungsstrategie" genannte - Konzept betraf nach 29 
den Beschlüssen von Luxemburg64 zunächst die mittel- und osteuropäischen Länder 
und in abgewandelter Form Zypern; nach dem Wiederaufleben seines Beitrittsantra-
ges wurde es auf Malta ausgedehnt. Es baute auf die Assoziationsstrukturen auf und 
ergänzte sie durch vier zentrale Elemente. Den Kern bildeten die Beitrittspartner­

schaften, trotz ihrer Bezeichnung und ihrer Erörterung mit den betroffenen Ländern 
rechtlich einseitige Beschlüsse des Rates der EU (in Ausführung von Verordnungen 
auf der Grundlage des Art. 235/308 EGV65

) zur länderspezifischen Festsetzung der 
Grundsätze, der kurz- und mittelfristigen Prioritäten und der Bedingungen der Bei­
trittsvorbereitung.66 Im Wesentlichen ging es also um eine Liste von (aus den vor­
läufigen Stellungnahmen der Kommission übernommenen Schwach-)Punkten, die 
innerhalb einer bestimmten Frist vom jeweiligen Beitrittsland abgearbeitet werden 
sollten. 

Die Umsetzung der Prioritäten erfolgte dann von den Kandidatenländern im Rahmen 30 
eines Nationalen Planes für die Übernahme des acquis. Dieses zweite Element der 
Beitrittsvorbereitungsstrategie war regelmäßig ein mehrere hundert Seiten dickes 
Dokument mit detaillierten inhaltlichen, organisatorischen, finanziellen und zeitli­
chen Vorgaben für die PÖlitik. Formal wurde der Plan von der Regierung des jewei­
ligen Beitrittslandes autonom erlassen, inhaltlich war er aber durch die Festlegungen 
der Beitrittspartnerschaft in wesentlichen Teilen vorbestimmt, und da auch die fi­
nanzielle Hilfe der EU an die Umsetzung der Beitrittspartnerschaft geknüpft ist, 
überdauerte er auch Regierungswechsel. 

64 

65 

66 

Europäischer Rat von Luxemburg, Schlussfolgerungen des Vorsitzes 1.5.13., Bull. EU 12-1997, 9. 
Verordnung 622/98, ABI. 1998 L 85/1; für Zypern und Malta Verordnung 555/2000, ABI. 2000 L 
68/3. 
Bulgarien: 98/266/EG, ABI. 1998 L 121/36, revidiert durch 2002/83/EG, ABI. 2002 L 44/1 und 
2003/396/EG, ABI. 2003 L 145/1; Estland: 98/264/EG, ABI. 1998 L 121/26, revidiert durch 

1999/855/EG, ABI. 1999 L 335/35 und 2002/86/EG, ABI. 2002 L 44/29; Lettland: 98/263/EG, ABI. 
1998 L 121/21, revidiert durch 1999/854/EG, ABI. 1999 L 335/29 und 2002/88/EG, ABI. L 44/45; 
Litauen: 98/265/EG, ABI. 1998 L 121/31, revidiert durch 1999/856/EG, ABI. 1999 L 335/41 und 
2002/89/EG, ABI. 2002 L 44/54; Polen: 98/260/EG, ABI. 1998 L 121/6, revidiert durch 
1999/851/EG, ABI. 1999 L 335/8 und 2002/91/EG, ABI. 2002 L 44/72; Rumänien: 98/261/EG, 
ABI. 1998 L 121/11, revidiert durch 1999/852/EG, ABI. 1999 L 335/15 und 2002/92/EG, ABI. 2002 
L 44/82; Tschechische Republik: 98/267/EG, ABI. 1998 L 121/41, revidiert durch 1999/858/EG, 
ABI. 1999 L 335/55 und 2002/85/EG, ABI. 2002 L 44/20; Slowakische Republik: 98/262/EG, ABI. 
1998 L 121/16, revidiert durch 1999/853/EG, ABI. 1999 L 335/22 und 2002/93/EG, ABI. 2002 L 
44/92; Slowenien: 98/268/EG, ABI. 1998 L 121/46, revidiert durch 1999/859/EG, ABI. 1999 L 
335/61 und 2002/94/EG, ABI. 2002 L 44/101; Ungarn: 98/259/EG, ABI. 1998 L 121/1, revidiert 
durch 1999/850/EG, ABI. 1999 L 335/1 und 2002/87 /EG, ABI. 2002 L 44/37; Malta: 2000/249/EG, 
ABI. 2000 L 78/17, revidiert durch 2002/90/EG, ABI. 2002 L 44/64; Zypern: 2000/248/EG, ABI. 
2000 L 78/10, revidiert durch 2002/84/EG, ABI. 2002 L 44/12. 
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31 Die finanzielle Hilfeleistung durch die EU war das dritte Element. Sie wurde im 
Rahmen der "intensivierten Heranführungsstrategie" erhöht, zugleich aber auch an 
die Prioritäten der Beitrittspartnerschaften und das Vorliegen von nationalen Umset­
zungsplänen gebunden sowie mit schärferen Sanktionsmöglichkeiten versehen. Da­
mit wollte man der Ineffizienz des Beratertourismus und der Verschwendung von 
Geld begegnen, die nicht nur der Europäische Rechnungshof festgestellt hatte. 67 Im
Mittelpunkt der finanziellen Hilfe stand nach wie vor das PHARE-Programrn, nun 
allerdings in neugestalteter Form.68 Für Malta und Zypern hatten zunäch t Finanz­
protokolle69 zu den Assoziationsabkommen gegolten, die dann durch die einschlägi­
gen Bestimmungen in den Beitrittspartnerschaften ersetzt wurden. Der Aufbau eines 
den Anforderungen der Mitgliedschaft entsprechenden Verwaltungs- und Justizap­
parates, das sog. ,,institution building" wurde zu einem Schwerpunkt, nachdem man 
erkannt hatte, dass Gesetze zwar mitunter schnell erlassen wurden, ihre Umsetzung 
oft aber an Ausbildungs- und Ausstattungsmängeln und organisatorischen Schwä­
chen scheiterte. PHARE sah grundsätzlich nicht rückzahlbare Zuschüsse vor, erlaub­
te aber auch die Finanzierung des Eigenanteils, der für die Inanspruchnahme von In­
vestitionskrediten der Europäischen Investitionsbank7° und anderer Einrichtungen 
erforderlich war, und der Teilnahme der Empfängerländer an Gemeinschaftspro­
grammen wie SOCRATES/ERASMUS. Einen wichtigen Bestandteil von PHARE 
bildeten auch d�e - mit den Beitrittspartnerschaften nicht zu verwechselnden - "Bei­
trittspatenschaften", die unter dem Namen "Twinning" besser bekannt sind. Im 
"Twinning" arbeiteten Praktiker aus den alten Mitgliedstaaten für längere Zeit in den 
entsprechenden Behörden und Einrichtungen der Beitrittsstaaten, um auf diese Wei­
se die Erfahrungen ihres Heimatlandes bei der Umsetzung und Anwendung des ein­
schlägigen acquis für die Beitrittsstaaten verfügbar zu machen.71 

PHARE umfasste
schließlich auch länderübergreifende Prograrnrne, so z.B. mehrjährige zur Verbesse-

67 

68 

69 

70 

71 

Vgl. dazu die Sonderberichte des Rechnungshofes und die Antworten der Kommission zu verschie­
denen Aspekten des P HARE-Programmes: Sonderbericht 3/97, ABI. 1997 C 175/4; Sonderbericht 
11/98, ABI. 1998 C 335/1; Sonderbericht 5/99, ABI. 2000 C 48/1; Sonderbericht 12/2000, ABI. 
2000 C 350/1. 
Die neue Rechtsgrundlage bildete die Verordnung 1266/99, ABI. 1999 L 161/68 zur Koordinierung 
der Hilfe für die beitrittswilligen Länder im Rahmen der Heranführungsstrategie (die auch die 
P HARE-Verordnung 3906/89 änderte). Auch das Programm zur grenzüberschreitenden Zusammen­
arbeit wurde durch Verordnung 2760/98, ABI. 1998 L 345/49 überarbeitet. Die Kommission erar­
beitete dazu umfangreiche „Guidelines": KOM(2000) 183 endg.; siehe auch die Berichte 
KOM(2002) 781 endg.; KOM(2003) 329 endg.; KOM(2003) 97 endg.; KOM(2003) 497 endg.; 
KOM(2003) 844 endg.; KOM(2005) 64 endg.; KOM(2005) 178 endg.; KOM(2005) 701 endg.; 
KOM(2006) 137 endg.; KOM(2006) 746 endg.; KOM(2007) 3 endg. 
Siehe Fn. 54. 
Die EIB hatte schon seit Anfang der 90er Jahre auf der Grundlage von Ratsbeschlüssen zur Garan­
tieleistung der Gemeinschaft (90/62, ABI. 1990 L 42/68; 91/252, ABI. 1991 L 123/44; 93/696, ABI. 
L 321/27; 97/256, ABI. 1997 L 102/33; 2000/24, ABI. 2000 L 9/24) Investitionskredite an die (spä­
teren) Beitrittsstaaten vergeben und außerdem eine eigene „Vor-Beitritts-Fazilität" (ohne EG) einge­
führt; siehe Beschluss des Rates der Gouverneure, ABI. 1998 C 116/10. 
Dazu z.B. Schübe/, 226; Walter Schmidt-Bens, ,,Twinning"als Instrument der Beitrittsvorbereitung, 
in: Merli (Hrsg), Osterweiterung, 53. 
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rung der Kontrollen an den künftigen Außengrenzen der Union oder im Asylbe­
reich.72 

Im Jahr 2000 kamen zu PHARE noch zwei spezifische Hilfsprogramme dazu: eines 32 
für Investitionen im Umwelt- und Verkehrsbereich, das „Instrument for Structural 
Policies for Pre-Accession" (ISPA),73 und ein anderes für die Landwirtschaft, das
"Special Accession Programme for Agriculture and Rural Development" (SA­
PARD).74 Diese beiden Programme ähnelten nicht zufällig dem EG-Kohäsionsfonds 
und dem Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, und sie wurden 
auch nicht zufällig von den für diese Bereiche zuständigen Generaldirektionen der 
Kommission und nicht von der Generaldirektion Erweiterung betreut: Mit ISP A und 
SAP ARD sollten die künftigen Mitgliedstaaten bereits vor dem Beitritt an die Me­
chanismen in der EU gewöhnt werden, an denen sie später teilnahmen. Neben der 
Erstellung von innerstaatlichen sektoralen Plänen, die für die Inanspruchnahme der 
Mittel notwendig war, ging es dabei auch um die Dezentralisierung der Mittelver­
waltung: Das Geld sollte nicht mehr zentral aus Brüssel, von der Kommission im 
Zusammenwirken mit einem Ausschuss aus Vertretern der Mitgliedstaaten, sondern, 
wie innerhalb der EU üblich, von den Empfängerstaaten selbst vergeben werden. 75

Voraussetzung dafür war freilich der Aufbau eines effizienten Verwaltungs- und 
Kontrollapparates in den Beitrittsländern, 76 der vielen Beitrittsländern besondere
Schwierigkeiten bereitet6. 

Das vierte und letzte Element der Beitrittsvorbereitungsstrategie bildeten schließlich 33

die Fortschrittsberichte der Kommission,77 die man als jährliche Aktualisierung ih-

72 

73 

74 

75 

76 

77 

Dazu z.B. Stephan Anagnost, Meeting the Needs in the CEBS: Some Preliminary Lessons Leamed 
from the Successes and Failures of Three Years of Asylum System Development Work in Europe, 
in: Merli (Hrsg.) , Raum, 191; Ruth Weinzierl, Flüchtlinge: Schutz und Abwehr in der eiweiterten 
EU, Nomos Verlagsgesellschaft, Baden-Baden 2005, 216 ff. 
Rechtsgrundlage: Verordnung 1267/1999, ABI. 1999 L 16In3. 
Rechtsgrundlage: Verordnung 1268/1999, ABI. 1999 L 161/87. 
Vgl. z.B. die Entscheidung 2001/820 der Kommission zur Übertragung der Verwaltung der Finanz­
hilfe für Maßnahmen in den Bereichen Landwirtschaft und Entwicklung des ländlichen Raums im 
Hinblick auf die Vorbereitung des Beitritts der Republik Slowenien an Durchführungsstellen wäh­
rend des Heranführungszeitraums, ABI. 2001 L 307/25. 
Rechtsgrundlage dafür sind die Vorschriften der Verordnung 1266/1999, ABI. 1999 L 161/68, über 
die Koordinierung der Heranführungshilfe, und Art. 7 Abs. 4 i.V.m. dem Anhang der Verordnung 
555/2000, ABI. 2000 L 68/3 (für Zypern und Malta). 
Einzelberichte oder Zusammenfassungen: Bulgarien: KOM(l 998) 707 endg.; KOM(l 999) 501 
endg.; KOM(2000) 701 endg.; KOM(2001) 700 endg.; KOM(2002) 700 endg.; KOM(2003) 676 
endg.; KOM(2004) 657 endg.; Estland: KOM(l998) 705 endg.; KOM(l 999)504 endg.; KOM(2000) 
704 endg.; KOM(2001) 700 endg.; KOM(2002) 700 endg.; Lettland: KOM(\998) 704 endg.; 
KOM(l 999) 506 endg.; KOM(2000) 706 endg.; KOM(2001) 700 endg.; KOM(2002) 700 endg.; Li­
tauen: KOM(l 998) 706 endg.; KOM(l 999) 507 endg.; KOM(2000) 707 endg.; KOM(2001) 700 
endg.; KOM(2002) 700 endg.; Malta: KOM(2001) 700 endg.; KOM(2002) 700 endg.; Polen: 
KOM(l998) 701 endg.; KOM(1999) 509 endg.; KOM(2000) 709 endg.; KOM(2001) 700 endg.; 
KOM(2002) 700 endg.; Rumänien: KOM(l 998) 702 endg.; KOM(l 999) 510 endg.; KOM(2000) 
710 endg.; KOM(2001) 700 endg.; KOM(2002) 700 endg.; KOM(2003) 676 endg.; KOM(2004) 
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rer vorläufigen Stellungnahmen zu den Beitrittsanträgen betrachten konnte. Die 
Fortschrittsberichte waren nach den Kopenhagener Kriterien gegliedert, aber viel de­
taillierter und gaben daher auch eine Interpretation der Kriterien. Sie beruhten auf 
Informationen der Beitrittsstaaten, auf eigenen Informationen der Kommission, die 
sie z.B. aus den Erörterungen in den Assoziationsgremien, über ihre Vertretungen in 
den Beitrittsländern, in den Beitrittsverhandlungen und im Zusammenhang mit der 
Verwaltung der Hilfsprogramme erworben hatte, sowie auf Mitteilungen der alten 
Mitgliedstaaten, die an der Beobachtung der Beitrittsvorbereitung u.a. im Rahmen 
sogenannter "peer-reviews" teilnahmen. In ihrer Gesamtheit gaben die Berichte ei­
nen recht guten Überblick über die Annäherung der Beitrittsstaaten an die EU. 

34 Diese Grundelemente wurden durch eine Reihe von zusätzlichen Instrumenten er­
gänzt, etwa sektoralen Abkommen im Rahmen der Assoziation, 78 Kooperationsab­
kommen mit Europol,79 Assoziationsratsbeschlüssen oder Abkommen über Teil­
nahme der Beitrittsstaaten an Gemeinschaftsprogrammen80 und -einrichtungen81 so­
wie bereichsspezifischen „Aktionsplänen", die die Kommission mit den einzelnen 
Beitrittsstaaten ausarbeitete. 82 

35 Die „intensivierte Heranführungsstrategie" war dynamisch konzipiert und mit den 
Beitrittsverhandlungen verknüpft: Die Fortschrittsberichte gaben einerseits Anlass 
für eine Revisio_n der Prioritäten in den Beitrittspartnerschaften, was dann auch die 
nationalen Umsetzungspläne und die Gestaltung der Hilfsprogramme beeinflusste, 
und bildeten andererseits die Grundlage für Entscheidungen über Themen und Tem­
po der bereits laufenden Beitrittsverhandlungen und über ihre Eröffnung mit den 
Ländern der „Helsinki-Gruppe" (Rn. 17). In den „Strategiepapieren" der Kommissi-

78 

79 

SI 

82 

657 endg.; Slowakei: KOM(1998) 703 endg.; KOM(l999) 511 endg.; KOM(2000) 711 endg.; 
KOM(2001) 700 endg.; KOM(2002) 700 endg.; Slowenien: KOM(1998) 709 endg.; KOM(1999) 
512 endg.; KOM(2000) 712 endg.; KOM(2001) 700 endg.; KOM(2002) 700 endg.; Tschechische 
Republik: KOM(1998) 708 endg.; KOM(1999) 503 endg.; KOM(2000) 703 endg.; KOM(2001) 700 
endg.; KOM(2002) 700 endg.; Ungarn: KOM(l998) 700 endg.; KOM(1999) 505 endg.; 
KOM(2000) 705 endg.; KOM(2001) 700 endg.; KOM(2002) 700 endg.; Zypern: KOM(l 998) 710 
endg.; KOM(2001) 700 endg.; KOM(2002) 700 endg. 
Z.B. Abkommen der Gemeinschaft mit den assoziierten Ländern über die Konformitätsbewertung, 
etwa mit Polen, ABI. 1998 L 237/9, und mit der Tschechischen Republik, ABI. 2001 L 135/3. 
Dazu Böse, in diesem Band, Teil C. XV., Rn. 47 ff. Vgl. weiters die „Vorbeitrittsvereinbarung über 
die Bekämpfung der organisierten Kriminalität", die am 28.5.1998 den Justiz- und Innenministern 
der Mitglieds- und Beitrittstaaten abgeschlossen wurde; der Text findet sich in der Anlage zur Pres­
seerklärung 856/98, zugänglich unter http://www.consilium.europa.eu/ueDocs/cms_Data/docs/ 
pressData/de/jha/ ACFFD.htm (11.11.2007). 
Z.B. Beschluss 1/98 des Assoziationsrates EG/Polen, ABI. 1998 L 76/33; Beschluss 2/98 des Asso­
ziationsrates EG/Litauen, ABI. 1998 L 307/15; Abkommen EG-Zypern, ABI. 2001 L 29/38; Ver­
einbarung EG-Estland, ABI. 2002 C 175/8. 
Z.B. Abkommen über die Beteiligung Polens an der Europäischen Umweltagentur, ABI. 2001 L 
213/12. 
Vgl. z.B. zum Aktionsplan zur Stärkung der slowenischen Verwaltungs- und Justizbehörden den 
Fortschrittsbericht der Kommission, KOM(2002) 700 endg., Teil D. 
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on83 , die ab 2000 die Fortschrittsberichte begleiteten, fanden sich deshalb auch Zu­
sammenfassungen des Verhandlungsstandes und Empfehlungen für die weitere Vor­
gangsweise. Für Bulgarien und Rumänien entwickelte die Kommission zusätzlich 
„Fahrpläne". 84 

Die letzten Fortschrittsberichte zu den 2004 aufgenommenen Staaten attestierten ih- 36 
nen im Oktober 2002 erneut die Erfüllung der politischen Kriterien und gingen auf 
der Grundlage glaubhafter Zusicherungen davon aus, dass die wirtschaftlichen und 
rechtlichen Kriterien bis Anfang 2004 erfüllt sein würden. Beim Abschluss der Ver­
handlungen im Dezember 2002 war also - trotz vieler vereinbarter Übergangsfristen 
- noch nicht sicher, ob der Beitritt letztlich den Kopenhagener Kriterien vollständig
entsprechen würde. Deshalb sah der Europäische Rat die Überwachung der gemach-
ten Zusagen vor. 85 In ihrer Stellungnahme zu den Beitrittsanträgen nach Art. 49
Abs. 1 EUV forderte die Kommission „die beitretenden Staaten auf, die Verbesse­
rungen, die vor dem Hintergrund der politischen und wirtschaftlichen Kriterien für
die Mitgliedschaft und im Zusammenhang mit der Annahme, Um- und Durchset­
zung des gemeinschaftlichen Besitzstands noch erforderlich sind, energisch voran­
zutreiben", 86 und in einem letzten „Umfassenden Monitoring-Bericht" lieferte sie
zwar ein positive Grundeinschätzung, listete aber neben kleineren Mängeln immer
noch 29 Punkte auf, die „Anlass zu ernster Besorgnis geben".87 Auch Bulgarien und
Rumänien wurden unter ähnlichen Umständen aufgenommen; der Anteil bloßer Er­
wartungen war sogar noch größer. 88 Für den Fall ihrer Enttäuschung enthalten die
Beitrittsverträge allerdings einige Vorkehrungen, die zu den allgemeinen Instrumen-
ten wie der Vertragsverletzungsklage oder der Nichtfreigabe von Zahlungen hinzu­
kommen (Rn. 56, 59).

Insgesamt haben aber vor allem die ehemals sozialistischen Beitrittstaaten in der 37 
Vorbereitungszeit eine umfassende Transformation ungeahnten Ausmaßes trotz aller 
Schwierigkeiten und Einzeldefizite im Wesentlichen erfolgreich bewältigt. Ihre be­
merkenswerteste Leistung besteht vielleicht darin, dass sie zugunsten der Mitglied­
schaft mehr als ein Jahrzehnt lang eine Fremdsteuerung und -kontrolle fast ihrer ge­
samten Politik ertragen haben. 

83 

84 

85 

86 

87 

88 

KOM(2000) 700 endg.; KOM(2001) 700 endg.; KOM(2002) 700 endg.; KOM(2003) 676 endg.; 
KOM(2004) 657 endg.; KOM(2005) 561 endg. 
KOM(2002) 624 endg. 
Europäischer Rat von Brüssel, Oktober 2002, Schlussfolgerungen des Vorsitzes L� 7, Bull. EU 10-
2002, 9; Europäischer Rat von Kopenhagen, Dezember 2002, Schlussfolgerungen des Vorsitzes 
I.3.5., Bull. EU 12-2000, 9. 
Stellungnahme (Fn. 43) Punkt 11. 
KOM(2003) 675 endg., 16 ff. 
KOM(2005) 534 endg.; KOM(2006) 214 endg.; und insbesondere den Monitoring-Bericht der
Kommission über den Stand der Beitrittsvorbereitungen Bulgariens und Rumäniens vom September
2006, KOM(2006) 549 endg.
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c. Die Erweiterungsvorbereitung der EU
38 Die Erweiterung der Union verlangte nicht nur von den Beitrittsländern umfassende 

Anstrengungen, sondern setzte auch die EU unter Reformdruck, denn sie sollte nach 
den Kopenhagener Kriterien „die Stoßkraft der europäischen Integration" nicht be­
einträchtigen (Rn. 13). Betroffen waren vor allem die institutionellen und finanziel­
len Regelungen der EU und die besonders ausgabenintensiven Bereiche der Land­
wirtschafts- und Strukturpolitik. 

39 Die institutionelle Erweiterungsvorbereitung hätte nach den ursprünglichen Vorstel­
lungen schon durch die Vertragsreform von Amsterdam getroffen werden sollen; 
deshalb wurde auch der Beginn der Beitritt verhandlungen bis zu ihrem Abschlu s 
hinausgeschoben. 89 Der Vertrag von Amsterdam enth.ielL dann aJlerdings wenig Spe­
zifisches dazu;90 neben der Einbeziehung des politischen Kopenhagen-Kriteriums in 
die Beitrittsregelung des Art. 49 EUV kann man allenfalls die Stärkung des Kom­
missionspräsidenten, die Beschränkung der Mitgliederzahl des Europäischen Parla­
ments auf 700, die Ausweitung von Mehrheitsentscheidungen im Rat und den Aus­
bau der Möglichkeiten zur verstärkten Zusammenarbeit nennen. Das beigefügte Pro­
tokoll über die Organe im Hinblick auf die Erweiterung der Europäischen Union 
beschränkte zwar ab der nächsten Erweiterung die Mitgliedschaft in der Kommissi­
on auf einen Staatsangehörigen pro Mitgliedstaat, band diese Regelung aber an eine 
künftige Einigung über die Stimmenneugewichtung im Rat; im Übrigen sah es nur 
die Einberufung ·einer Regierungskonferenz vor einer Erweiterung auf mindestens 
21 Mitgliedstaaten vor. 

40 Daher wurde bereits auf dem Kölner EU-Gipfel im Juni 1999 die Einsetzung einer 
weiteren Regierungskonferenz mit umfassendem Auftrag beschlossen,91 die schließ­
lich in den Vertrag von Nizza mündete.92 Kernproblem war die Neuordnung der Zu­
sammensetzung der Organe der EG und ihrer Arbeitsweise, um eine effiziente Ar­
beit auch in erweiterten Union zu ermöglichen; man musste also (neben internen 

89 

90 

91 

92 

Europäischer Rat von Korfu vom 24. und 25. Juni 1994, Schlussfolgerungen des Vorsitzes I.13., 
Bull. EU 6-1994, 15. 
Dazu z.B. Bergmann; Geoffrey Edwards, Reforming the Union's Institutional Framework: A New 
EU Obligation?, in: Hillion (Hrsg.), Enlargement, 23; Hoffmeister; Hummer; Monar / Wessels; 
O'Keefe I Twomey; Pirhofer, 187; Riede/, Vertrag; Ulrich Sedelmeier, East of Amsterdam: Tue 
Implications of the Amsterdam Treaty for Eastern Enlargement, in: Neunreither / Wiener (Hrsg.), 
Integration, 218; Thun-Hohenstein; Wie/goß, Union. 
Europäischer Rat von Köln, Schlussfolgerungen des Vorsitzes 1.21.52.f, Bull. EU 6-1999, 14. In ei­
ne ähnliche Richtung gingen die Vorschläge, die Richard von Weizsäcker, Jean-Luc Dehane und 
David Simon in einem Bericht an die Kommission im Oktober 1999 vorlegten. 
Dazu z.B. Andenas / Usher; Bergmann, Recht; von Buttlar; Deipenbrock; Geojfrey Edwards, Re­
forrning the Union's Institutional Framework: A New EU Obligation?, in: Hillion (Hrsg.), Enlarge­
ment, 23; Janis A. Emmanouilidis, Nizza aus der Beitrittsperspektive, in: Weidenfeld (Hrsg.), Nizza, 
262; Epiney I Abt I Masters; Fischer; Franzke; Galloway; Giering / Janning; Griller / Hummer; 

Häde; Hänsch; Hatje; Hirsch, Nizza; Hrbek; Kellerbauer; Lippert, Zuversicht; Maurer; Pache / 
Schorkopf; Pinder; Pirhofer, 187; Pleuger; Riede/, Nizza; Schäfer; Schwarze, Verfassungsperspek­
tiven; Stolleis; Weidenfeld (Hrsg.), Nizza; Wessels; Widmann, Anmerkungen; Widmann, Vertrag. 
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Maßnahmen93
) einerseits Änderungen der Verträge beschließen und andererseits ei­

ne darauf abgestimmte Verhandlungsposition für ihre weitere Anpassung durch die 
Beitrittsverträge finden. Ersteres geschah insbesondere durch das einen Teil des 
Vertrags bildende Protokoll über die Erweiterung der Europäischen Union (das das 
Amsterdamer Protokoll über die Organe ersetzte), zweiteres durch die im Rahmen 
der Schlussakte abgegebene Erklärung Nr. 20 zur Erweiterung der Europäischen 
Union. 

Das Protokoll beschränkte die Kommission ab 2005 auf ein Mitglied pro Mitglied- 41

staat und ab einer Erweiterung auf 27 Mitgliedstaaten auf eine - durch einstimmigen 
Ratsbeschluss festzulegende - geringere Zahl von Mitgliedern. Die Zahl der Abge­
ordnetensitze der meisten alten Mitgliedstaaten im Parlament wurde mit Wirkung ab 
Beginn der Wahlperiode 2004 - 2009 etwas verringert, so dass sich nach der Erwei­
terung um zwölf Mitgliedstaaten unter Einbeziehung der ihnen in der Erklärung zu­
gestandenen Sitze eine Gesamtzahl von 732 Abgeordneten ergeben würde. Am 
stärksten umstritten war die neue Regelung zur qualifizierten Mehrheit im Rat, die 
ab 2005 die Stimmgewichte zwischen kleinen und großen Staaten stärker spreizte, 
allerdings einige Verzerrungen enthielt und die Modalitäten zur Ermittlung der qua­
lifizierten Mehrheit erheblich komplizierter machte. Erweiterungsrelevante Neue­
rungen außerhalb des Protokolls betrafen u.a. die Reform des Gerichtssystems, zu­
sätzliche Fälle von Mehrheitsentscheidungen im Rat (darunter die Nominierung des 
Kommissionspräsidenten),. etwas weniger strenge Voraussetzungen für die verstärk-
te Zusammenarbeit, das Verfahren des Art. 7 EUV zur Suspendierung von Mitglied­
schaftsrechten und die Schaffung eines expliziten Kompetenztitels (Art. 181a EGV) 
für die Zusammenarbeit u.a. mit Beitrittsländern.94 

Die Erklärung zur Erweiterung der Europäischen Union legt die Verhandlungsposi- 42 
tion der alten Mitgliedstaaten in institutionellen Fragen fest, indem sie die auf der 
Grundlage des Protokolls nach der Erweiterung angestrebte Stimmgewichtung im 
Rat und die Sitzverteilung im Parlament, dem Wirtschafts- und Sozialausschuss und 
dem Ausschuss der Regionen auflistete. Eine weitere Erklärung (Nr. 22) betraf die 

93 

94 

Zu - ohne Vertragsänderung möglichen - Reformen der Arbeitsweise des Rates s. den Bericht des 
Generalsekretärs, Dokument Nr. 2139/99, die Billigung der darin enthaltenen Vorschläge durch den 
Europäischen Rat von Helsinki (Schlussfolgerungen des Vorsitzes I.5.20. und Anlage III, Bull. EU 
12-1999, 10 und 19 ff.), den Bericht des Generalsekretärs zu ihrer Um- und Fortsetzung und zu den 
Koordinierungssystemen der Mitgliedstaaten für EU-Angelegenheiten, Dokument Nr. 9518/01 +
ADDl REV !, den Zwischenbericht des Generalsekretärs, Dokument Nr. 15100/01, den Bericht des 
Vorsitzenden des Rates und des Generalsekretärs, Dokument Nr. 9939/02, und die Beschlüsse des
Europäischen Rates von Sevilla vom Juni 2002 (Schlussfolgerungen des Vorsitzes I.4.4. und die
Anlagen I und II, Bull. EU 6-2002, 9, 19 f. und 20 ff.), die u.a. in eine neue Geschäftsordnung des 
Rates (ABI. 2002 L 230/7) mündeten.
Bis zu seinem Inkrafttreten mussten fast alle Akte der EG im Rahmen der Heranführungsstrategie 
auf Art. 235/308 EGV gestützt werden, so z.B. die PHARE-Verordnung oder die Verordnung über 
die Beitrittspartnerschaften (Rn. 25, 29). 
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Neuberechnung der qualifizierten Mehrheit und der Sperrminorität für den Fall, dass 
nicht alle zwölf Beitrittsstaaten zugleich beitreten würden.95 

43 In der Erklärung Nr. 23 hielten die Vertragsparteien schließlich fest, dass „die Euro­
päische Union mit der Ratifikation des Vertrages von Nizza die für den Beitritt neu­
er Mitgliedstaaten erforderlichen institutionellen Änderungen abgeschlossen haben 
wird", stellten aber zugleich schon eine weitere Vertragsreform in Aussicht. Ange­
sichts der in vieler Hinsicht problematischen Regelungen von Nizza konnte man 
nicht erwarten, dass dabei erweiterungsrelevante Punkte keine Rolle mehr spielen 
würden. War die zitierte Erklärung somit eine fragwürdige Behauptung, sollte sie 
sich im Ergebnis aber wegen des Scheiterns des Verfassungsvertrages (an dessen 
Ausarbeitung die Vertreter der neuen Mitgliedstaaten von 2004 bereits beteiligt wa­
ren) trotzdem als richtig erweisen. Damit blieb es im Wesentlichen bei den Rege­
lungen von Nizza. Die Beitrittsverträge änderten daran nur den Zeitpunkt des In­
krafttretens (und trafen entsprechende Übergangsbestimmungen); daneben fixierten 
sie die qualifizierte Mehrheit im Rat zahlenmäßig. Der Beitrittsvertrag 2003 erhöhte 
zwar die Gesamtzahl der Abgeordneten im Parlament für die Wahlperiode 2004 -
2009 entgegen den Festlegungen von Nizza trotz des Beitritts von nur zehn neuen 
Mitgliedstaaten auf 732 und stockte damit auch die Abgeordnetensitze der meisten 
alten Mitgliedstaaten auf, doch nimmt der Beitrittsvertrag 2005, sofern nicht inzwi­
schen auf der Grundlage des Änderungsvertrages eine neue Sitzverteilen beschlos­
sen wird, diese Wirkung ab der Wahlperiode 2009 - 2014 wieder zurück, so dass die 
dann geltende Regelung fast vollständig der Erklärung von Nizza entspricht; die 
einzige Ausnahme besteht in einer geringfügigen Erhöhung der Parlamentssitze (von 
732 auf 736), von der die Tschechische Republik und Ungarn profitieren werden. 

44 Die entscheidenden Weichenstellungen im finanziellen Bereich nahm der Europä­
ischen Rat von Berlin im März 1999 vor.96 Die dort erzielte Einigung beruhte auf 
Vorschlägen der Kommission in der Agenda 2000 (Rn. 16) und mündete in einen 
neuen Eigenmittelbeschluss97 und eine interinstitutionelle Vereinbarung über die fi­
nanzielle Planung für die Jahre 2000 - 200698

. Der Eigenmittelbeschluss band die 
Finanzierung der EU durch die Mitgliedstaaten stärker an ihr Bruttosozialprodukt 
und begünstigte damit „arme" Mitgliedstaaten, was den Beitrittskandidaten entge-

95 

96 

97 

98 

Diese Punkte wurden durch den Europäischen Rat von Brüssel im Oktober 2002 auf der Grundlage 
eines Beschlusses des Rates für Allgemeine Angelegenheiten präzisiert: Schlussfolgerungen des 
Vorsitzes I.9.16. und Anlage I, Bull. EU 10-2002, 10 und 12 ff. 
Schlussfolgerungen des Vorsitzes 1.3.3. ff., Bull. EU 3-1999, 7 ff. 
Beschluss 2000/597/EG, Euratom des Rates vom 29. September 2000 über das System der Eigen­
mittel der Europäischen Gemeinschaften, ABI. 2000 L 253/42. 
Interinstitutionelle Vereinbarung vom 6. Mai 1999 zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat 
und der Kommission über die Haushaltsdisziplin und die Verbesserung des Haushaltsverfahrens, 
ABI. 1999 C 172/01. Dazu z.B. Bache; Caesar / Scharrer; Fritz Franzmeyer, EU-Strukturpolitik 
vor neuen Herausforderungen: Währungsunion und Osterweiterung, in: Caesar (Hrsg.), 249; Lee; 
Hubert Isak, Financing Enlargement, in: Ott / Inglis (eds.), Handbook, 143; Mi/brand; Stankovslcy / 
Plasser / Ulram; Trupiano; Wie/goß. 
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genkam. Die Ausgabenplanung in der finanziellen Vorausschau 2000 - 2006 wies 
die Erweiterungskosten, auch und vor allem jene für die Agrarförderung und Struk­
turpolitik in den künftigen neuen Mitgliedstaaten, getrennt von den Kosten der übri­
gen EU-Aktivitäten aus und begrenzte sie mit einem Höchstbetrag. Damit wurden 
sie trotz der noch bestehen Unsicherheiten über Zahl und Zeitpunkt der bevorste­
henden Beitritte berechenbar und setzten gleichzeitig einen Rahmen für die Bei­
trittsverhandlungen. Der Europäische Rat von Brüssel99 einigte sich dann im Okto­
ber 2002 auf die Gesamtmittelausstattung für die Strukturmaßnahmen und die 
Agrarpolitik in der Planungsperiode 2007 - 2013; damit war die Größe des Kuchens 
auch für diese Zeit bestimmt. Für seine Aufteilung wurde die stufenweise Einbezie­
hung der neuen Mitgliedstaaten in die landwirtschaftlichen Direktzahlungen, begin­
nend mit 25% im ersten Jahr der Mitgliedschaft, vorgesehen. JOO An diesem Modell 
konnten die Beitrittsverhandlungen 2002 trotz einzelner Zugeständnisse in der 
Schlussrunde in Kopenhagen dann nichts Grundlegendes mehr ändern, und der in 
Berlin auf der Basis eines Beitritts von nur sechs Staaten vereinbarte Ausgabenrah­
men wurde auch nicht dramatisch überschritten. 101 Ebenso bestimmten diese Vorga­
ben und Vorbilder die einschlägigen Regelungen des Beitrittsvertrages mit Rumä­
nien und Bulgarien und die neue interinstitutionelle Vereinbarung über die Finanz­
planung für 2007 - 2013. J02 

Über die inhaltliche Refonn der Agrar- und der Strukturpolitik war damit allerdings 45 
noch nichts gesagt. Die. Gemeinsame Agrarpolitik der Gemeinschaft stand (und 
steht) auch unabhängig von der Erweiterung unter einem besonderen Rechtferti­
gungszwang gegenüber der Öffentlichkeit und unter Reformdruck vor allem in Hin­
blick auf das WTO-Regime. Die Erweiterung wurde aber nicht als Gelegenheit zu 
einem Neubeginn genutzt, sondern die etablierten Strukturen wurden in Fortsetzung 
der Reformen von 1992 auf der Grundlage der Kommissionsvorschläge in der 
Agenda 2000 (Rn. 16) in zwei Schritten 1999 und 2003 angepasst und zur Erstre­
ckung auf die neuen Mitgliedstaaten weiterentwickelt. Ganz vereinfacht ging es um 
die Reduzierung der Marktinterventionen und Mindestpreisgarantien und den Aus­
bau von produktionsunabhängigen Beihilfen wie Direktzahlungen und die Entwick­
lungsförderung im ländlichen Raum. 103 Die Reformen von 2003 konnten im Bei­
trittsvertrag 2003 noch nicht berücksichtigt werden; daher ermächtigte dieser zu ei-
ner einseitigen Anpassung seiner einschlägigen Regelungen durch EG-

99 

100 

101 

102 

103 

Schlussfolgerungen des Vorsitzes 1.6.10. ff., Bull. EU 10-2002, 9 f, umgesetzt durch Beschluss der 
im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten, ABI. 2002 L 323/48. 
Dazu Mögele, in diesem Band, Teil C. IV. Rn. I O ff. 
Europäischer Rat von Kopenhagen am 12. und 13. Dezember 2002, Schlussfolgerungen des 
Vorsitzes, Bull. EU 12-2002, Anlage I, 13f. und Beschluss 2003/429, ABI. 2003 L 147/25, zur An­
passung der Finanziellen Vorausschau anlässlich der Erweiterung. 
ABI. 2006 C 139/1. 
Z.B. Christian Busse, in: Reiner Schulze / Manfred Zuleeg (Hrsg), Europarecht, Nomos, Baden­
Baden 2006, § 25 Rn. 110 ff.; Roland Norer, Rechtsfragen der Reform der Gemeinsamen Agrarpo­
litik 2003, Neuer Wissenschaftlicher Verlag, Wien 2007; Gereon Thiele, in Christian Calliess / 
Matthias Ruffert (Hrsg.), EUV/EGV, Beck, München, 3.Aufl. 2007, Art. 34 EGV Rn. 37 ff. 
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Sekundärrecht. 104 Bei Verhandlungsschluss waren die künftigen Mitgliedstaaten der 
Erweiterungsrunde 2004 also noch im Unklaren, was sie erwarten würde. 

46 In der Struktmpolitik galt es das Grundproblem zu bewältigen, dass die armen Regi­
onen der alten Mitgliedstaaten früher oder später auf Mittel zugunsten der noch är­
meren Regionen in den neuen Mitgliedstaaten verzichten mussten. Ein erster Schritt 
dazu war - wiederum auf der Grundlage der Agenda 2000 (Rn. 16)- die Reform der 
einschlägigen Verordnungen im Jahr 1999, die eine stärkere Konzentration der För­
derung auf Regionen mit Entwicklungsrückstand (,,Ziel 1-Gebiete") mit sich brach­
te. 105 Die Einbeziehung der neuen Mitgliedstaaten von 2004 in dieses Regime und in
die Zahlungen aus dem Kohäsionsfonds erfolgte dann durch den Beitrittsvertrag 
selbst. 106 Für die Periode von 2007-2013 gelten neue Regeln, die nach der Einigung
über die finanzielle Planung (Rn. 44) erlassen wurden. Sie sehen u.a. drei neue För­
derungsziele (,,Konvergenz", ,,Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung", 
,,Territoriale Zusammenarbeit") und eine Umschichtung zugunsten der neuen Mit­
gliedstaaten vor, behalten aber Förderungen in den alten Mitgliedstaaten nach wie 
vor in großem Ausmaß bei. 1

07 

47 Insgesamt bestätigt die Osterweiterung die Erfahrung, dass trotz des vielbeschwore­
nen Spannungsverhältnisses zwischen Erweiterung und Vertiefung der EU es oft erst 
der Erweiterungsdruck ist, der Vertiefungen möglich macht. 

4. Die Beitrittsverträge

48 Die Beitrittsverträge 2003 und 2005 folgen in Struktur und grundsätzlichem Inhalt 
weitgehend ihren Vorgängern, weisen aber auch jenseits spezifischer Einzelregelun­
gen einige Besonderheiten auf. 

a. Der Beitrittsvertrag 2003

49 Der Beitrittsvertrag 2003 108 hat eine etwas unübersichtliche Struktur. Das Vertrags­
werk setzt sich aus dem eigentlichen Vertrag und der Beitrittsakte zusammen, die 
Bestandteil des Vertrags ist und zu der auch die 18 Anhänge mit ihren Anlagen und 
die 10 Protokolle gehören. Die Teilung zwischen Beitrittsvertrag und Beitrittsakte 
stammt noch aus der Zeit, als über die Beitrittsmodalitäten im Fall der EGKS und 
die erforderlichen Anpassungen allein der Rat zu entscheiden hatte (Art. 98 
EGKSV), während bei den beiden anderen Gemeinschaften ein Vertrag zwischen al­
ten und neuen Mitgliedstaaten erforderlich war (Art. 237 EWGV; Art. 205 EAGV). 

104 

105 

106 

107 

108 

Dazu Mögele, in diesem Band, Teil C. IV. 
S. vor allem Verordnung 1260/1999, ABI. 1999 L 161/1.
Dazu Putt/er, in diesem Band, Teil C. XI; vgl. auch Bradley / Petrakos / Traistaru.

Verordnung 1083/2006 mit allgemeinen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale
Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds und den Kohäsionsfonds, ABI. 2006 L 210/25.
ABI. 2003 L 236/1 i.d.F. der Berichtigungen ABI. 2004 L 126/1; ABI. 2004 L 126/3; ABI. 2007 L
60/1.
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Damals musste man Ratsbeschluss und Vertrag rechtlich teilen; die Anpassungen 
des Rechts aller drei Gemeinschaften wollte man aber in einem Dokument regeln, 
und dafür erfand man die Beitrittsakte als einheitliches Dokument, das rechtlich z.T. 
zum Ratsbeschluss, z.T. zum Beitrittsvertrag gehörte. 109 Seit dem Inkrafttreten des 
Art. 0 (heute: Art. 49) EUV besteht dafür kein Grund mehr, da diese Bestimmung 
nun den Beitritt zu allen Gemeinschaften einheitlich regelt. Trotzdem hat man -
auch schon beim Beitritt Österreichs, Schwedens und Finnlands - an der Teilung 
festgehalten. 

Der Beitrittsvertrag umfasst nur drei Artikel, die den Beitritt als solchen, den Status SO 
des Vertragswerks als Teil des Primärrechts der Union, die Bedingungen und das 
Datum seines Inkrafttretens sowie seine verbindliche Sprachfassungen und seine 
Hinterlegung regeln. Für die in Art. 49 EUV vorgesehenen „Aufnahmebedingungen 
und Anpassungen der Verträge, auf denen die Union beruht", verweist der Vertrag 
auf die Beitrittsakte. 

Die Beitrittsakte beginnt demgemäß mit „Grundsätzen" (Art. 1-10), die im Wesent- 51

liehen die Übernahme des acquis durch die neuen Mitgliedstaaten vorsehen, wobei 
es nicht nur um das Primär- und Sekundärrecht, sondern auch und spezifisch um den 
Sehengen-Besitzstand, der Vorschriften zur Wirtschafts- und Währungsunion sowie 
der EU-komplementären Vereinbarungen der Mitgliedstaaten untereinander und mit 
Drittstaaten und internationalen Organisationen geht.110 Der zweite Teil der Bei­
trittsakte (Art. 11-19) enthält die dauerhaften Anpassungen der Gründungsverträge 
der EU; sie betreffen vor allem die Mitwirkung der neuen Mitgliedstaaten in den 
Organen. Der dritte Teil (Art. 20-23) mit dem Titel „Ständige Bestimmungen" ist 
den (in Art. 49 nicht genannten, aber ebenso erforderlichen) Anpassungen des Se­
kundärrechts gewidmet. Es geht um dauerhafte Änderungen großteils technischer 
Natur. Zu unterscheiden sind Änderungen, die durch die Beitrittsakte selbst getrof-
fen werden (Art. 20 i.V.m. Anhang 11), Änderungen, zu denen die Beitrittsakte die 
Organe ermächtigt (Art. 21 i.V.m. Anhang III und Art. 23), und Regelungen, die ei-
ne bestimmte Anwendung von Gemeinschaftsrecht vorsehen (Art. 22 i.V.m. Anhang 
IV), also z.B. für die neuen Mitgliedstaaten bestehende Beihilfen i.S.d. Art. 88 
Abs. l EGV definieren. Der vierte Teil (Art. 24-42) enthält „Bestimmungen mit be­
grenzter Geltungsdauer". Den Kern bilden die in Art. 24 i.V.m. den länderspezifi­
schen Anhängen V-XIV vereinbarten Übergangsmaßnahmen, die in Abweichung 
von den Grundsätzen des ersten Teils befristete Ausnahmen oder ein späteres Wirk­
samwerden von Regeln des acquis vorsehen. Dazu kommen institutionelle Vor­
schriften für die Übergangsperiode im Jahr 2004 zwischen dem Beitritt und dem In­
krafttreten der Vertragsänderungen des zweiten Teils, Regelungen zum Auslaufen 
der Vorbeitrittsförderprogramme und zu befristeten Finanzhilfen für die neuen Mit­
gliedstaaten nach dem Beitritt und Schutzklauseln, die Maßnahmen beim Auftreten 

109 

110 

Vgl. Much, 325 f. 
Dazu ausführlich Merli, in diesem Band, Teil B. 
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unerwarteter Schwierigkeiten erlauben. Der fünfte Teil mit ,,Bestimmungen über die 
Durchführung dieser Akte" (Art. 43-62) enthält neben ihren Schlussbestimmungen 
zum einen Regelungen zur erstmaligen Besetzung der Organe mit Vertretern der 
neuen Mitgliedstaaten und zu damit verbundenen Änderungen ihres Organisations­
rechts und zum anderen Vorschriften über die Anwendbarkeit des acquis in den 
neuen Mitgliedstaaten grundsätzlich technischen Charakters, darunter aber auch Er­
mächtigungen der Organe, unter bestimmten Umständen weitere Übergangsmaß­
nahmen und Anpassungen vorzunehmen. 

52 Die zehn Protokolle, die als Bestandteil der Beitrittsakte (und damit des Beitrittsver­
trages) gelten, regeln die Einbeziehung der neuen Mitgliedstaaten in die Europäische 
Investitionsbank (Nr.1), Fragen der Geltung des EU-Rechts in Zypern (Nr. 3 und 10) 
und Einzelprobleme bestimmter neuer Mitgliedstaaten (Nr. 2 und 4-9). 

53 Die Schlus ak.te zum Beitrittsvertrag ist nicht Vertrag besrandteil, doch können die 
darin enthaltenen Erklärungen der Vertragsparteien und der Kommission unter be-
ti.mmten 1Jmsränden bei der Auslegung behilflich ein. Außerdem enthält die 

Schlussakte den Text eines Briefwechsel , mit dem die Vertragsparteien einen In­
formations- und Konsultationsmechanismus für die Zeit zwischen Verhandlungsab­
schluss und Beitritt vereinbart haben. 

54 Die Besonderheiten, die den Beitrittsvertrag 2003 gegenüber seinen Vorgängern 
auszeichnen, erklären sich weitgehend durch die besonderen Umstände der Oster­
weiterung. Zu ihnen gehören zunächst Umfang und Komplexität des Vertragswerks, 
die sich aus dem Anwachsen des anzupassenden oder mit Übergangsbestimmungen 
zu versehenden acquis und der großen Zahl der Beitrittsstaaten ergibt. Sie legten 
auch nahe, die länderspezifischen Regelungen weitgehend in Anhänge und Protokol­
le auszulagern. Zugleich machte die große Zahl der beitretenden Staaten eine bloße 
Fortschreibung des institutionellen Rechts der EU nach dem Muster alter Beitritts­
verträge unmöglich; der Beitrittsvertrag 2003 ist der erste, der zu einer Umgestal­
tung der Organregelungen führte, indem er das Inkrafttreten der in Nizza vereinbar­
ten Änderungen bewirkte. 

55 Die relative Armut und der Entwicklungsrückstand der meisten Beitrittsstaaten spie­
geln sich vor allem in den Übergang besti.mmungen de. Vertrags und den finanziel­
len Modalitäten der Erweiterung. So wurden einzelnen Beitrittsstaaten ehr lange 
Übergangsfristen (z.T. bis 2015) zur Erfüllung kostenintensiver gemeinschaftsrecht­
licher Anforderungen, etwa im Umweltschutzbereich, eingeräumt. Das Einkom­
mensgefälle zwischen den alten und den meisten neuen Mitgliedstaaten erklärte die 
Befürchtungen großer Migrationsströme nach Westen, die den besonders kompli­
zierten Übergangsregelungen zur Arbeitnehmerfreizügigkeit zugrunde lagen; es bil­
dete auch einen wesentlichen Grund für die stufenweise Einbindung der neuen Mit­
gliedstaaten in die landwirtschaftlichen Direktzahlungen, weil eine sofortige Voll­
zahlung das Verhältnis von landwirtschaftlichen Einkommen und solcher in anderen 
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Sektoren erheblich verzerrt hätte. Die neuen Mitgliedstaaten beteiligten sich zwar 
grundsätzlich ab dem Beitritt in vollem Umfang an der Finanzierung der EU (Art. 27 
und 28 Beitrittsakte) doch halle die Gemeinschaft- aufgrund der in der letzten Ver­
handlungsrunde gemachten Zugeständnisse - den meisten von ihnen in den er ten 
drei Jahren nach dem Beitritt erhebliche Mittel aus den Titeln , Cashflow'-Fazilitäl:. 
„Übergangs-Fazilität" und „Sehengen-Fazilität" (Arl. 30, 34, 35 Beitritt. akte) zu 
überweisen; zudem stellte ein „vorübergehender Haushaltsausgleich'· (Art. 29 Bei­
trittsakte) sicher, dass keiner der neuen Mitgliedstaaten sofort zum „Nettozahler" 
wurde. 

Vor allem die „Übergangs-Fazilität" trägt aber auch der Tatsache Rechnung, dass 56

nicht alle Beitrittsstaaten zum Ab chlu ·s der Verhandlungen bereits alle V raus et­
zungen für die Übernahme de acquis erfüllten.. De halb ist die. e Fazilität gerade 
Maßnahmen zur Behebung der offenen Schwachpunkte gewidmet: der Stärkung der 
Verwaltungskapazität der neuen Mitgliedstaaten zur Anwendung und Durchsetzung 
des Gemeinschaftsrechts, z.B. bei der Korruptions- und Betrugsbekämpfung, der 
Lebensmittelsicherheit und den Veterinärkontrollen oder dem Aufbau eines integ­
rierten Verwaltungs- und Kontrollsystems für die Zahlungen in der Landwirtschaft. 
Während die finanzielle Hilfe besondere Anreize bietet, enthält der Vertrag auch die 
Möglichkeit zu spezifischen Sanktionen. Zwei neue Schutzklauseln (ArL 38, 39 Bei­
trittsakte), die die allgemeine, aus früheren Verträgen bekannte (Art. 37 Beitritu ak-
te), ergänzen, ermächtigten die Kommission während eines Z itraum von drei Jah­
ren nach dem Beitritt unter bestimmten Voraussetzungen, unabhängig von ihren 
sonstigen Möglichkeiten (etwa einer Vertragsverletzungsklage) geeignete Maßnah­
men zu treffen, wenn die neuen Mitgliedstaaten im Rahmen der Beitrittsverhandlun­
gen eingegangene Verpflichtungen nicht erfüllen od r wenn in ihnen Mängel auftre-
ten die die grundsätzlich gebotene Anerkennung ihrer Straf- und Zivilrechtsakte 
fragwürdig machen. 111 Von den chutzklauseln de BeiuiLtsvertrage, 2003 wurde 
1 tztlich kein Gebrauch gemacht, aber sie baben sicher zw· leichteren Akzeptanz der 
Erweiterung durch die alten Mitgliedstaat n und möglicherweise auch zu einem bes­
sern Vollzug des Gemeinschaft recht in den neuen Mitgliedstaaten beigetragen. 
Nimmt man finanzielle Hilfen und Schutzklauseln zusammen und bezieht man auch 
die Regelungen zum tufenwei en, an die Erfüllung bestimmter Voraussetzungen 
gebundenen Beitritt zur Sehengen- und Ew-ozone (Art. 3 und 4 Beitrittsakte) ein, 
wird deutlich. d.as der Vertrag in gewisser Weise die Heranführungsstrategie in eine 
zeitlich begrenzte Nachbeitrittsphase fortsetzt. Auch darin liegt eine wesentliche 
Neuerung des Beitrittsvertrages 2003. 

111 Arnold/ Tschäpe, in diesem Band, Teil C. XII., Rn. 64; B�dlwwski-Koziol, in diesem Band, Teil C. 
X., Rn. 21, 23; Böse, in diesem Band, Teil C. XV., Rn. 29 ff.; Hillion, Union, 593; Kirstyn lnglis, 
Tue Accession Treaty and its Transitional Arrangements: A Twilight Zone for the New Members of 
the Union, in: Hillion (ed.), Enlargement, 77; lnglis, Treaty; Langer, 83; Lannon, 15; leardini; 
Lüke, in diesem Band, Teil C. Xlll., Rn. 39 ff.; Mattera; Mögele, in diesem Band, Teil C. IV., Rn. 
67; Ott, in diesem Band, Teil C. I., Rn. 99 ff.; Sack; Sass, 4; Seidel, 1. 
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b. Der Beitrittsvertrag 2005

57 Der Beitrittsvertrag mit Bulgarien und Rumänien112 gleicht im Wesentlichen dem 
Beitrittsvertrag 2003. Allerdings wurde er zu einem Zeitpunkt abgeschlossen, als 
sich der Verfassungsvertrag der EU gerade im Ratifikationsprozess befand. Deshalb 
knüpfte der Beitrittsvertrag grundsätzlich an den Verfassungsvertrag an (Art. 1 BV 
i.V.m. einem Protokoll zu den Bedingungen und Einzelheiten des Beitritts), enthielt
aber zugleich auch Regelungen für den Fall, dass der Verfassungsvertrag nicht
rechtzeitig oder gar nicht in Kraft treten würde (Art. 2 BV). Da letzteres eintrat, ist
nach dieser Bestimmung für den Beitritt der Beitrittsvertrag (außer Art. 1 Abs. 2-4)
in Verbindung mit der Beitrittsakte (statt des Protokolls) maßgeblich. Zur Beitritts­
akte (und damit zum Beitrittsvertrag) gehören nach ihrem Art. 59 auch die dort,ge­
nannten neun Anhänge mit ihren Anlagen, darunter die beiden länderspezifischen
Anhänge VI und VII mit den Übergangsmaßnahmen. Im Ergebnis entspricht das
Vertragswerk daher der Struktur des Beitrittsvertrages 2003; nur weist es keine Pro­
tokolle auf, da Sonderprobleme im Rahmen der anderen Teile erfasst werden konn­
ten.113 Auch ist es natürlich kürzer, aber immer noch von erheblichem Umfang.

58 Auch sonst bestehen wenige Unterschiede grundlegender Art. Die Gliederung der 
Beitrittsakte 2005 entspricht jener der Beitrittsakte 2003. Die Grundsätze (Art. 1-8) 
sind dieselben, auch wenn sie in einigen Punkten etwas klarer geregelt wurden. 114 

Die Anpassung· der ursprünglichen Verträge (Art. 9-18) schreibt im institutionellen 
Bereich das durch den Beitrittsvertrag 2003 fixierte System von Nizza fort. Die dau­
erhaften Anpassungen des Sekundärrechts (Art.19-22) folgen denselben normativen 
Typen. Die Übergangsvorschriften zum Sekundärrecht (Art. 23 i.V.m. Anhängen VI 
und VII) ähneln jenen des Beitrittsvertrags 2003 stark, z.T. - etwa bei der Arbeit­
nehmerfreizügigkeit oder der Einbeziehung in die Direktzahlungen - sind sie fast 
identisch. Im finanziellen Bereich (Art. 25-35) finden sich grundsätzlich dieselben 
,,Fazilitäten" wieder; Cashflow- und Sehengen-Fazilität wurden allerdings zusam­
mengelegt, und da weder Bulgarien noch Rumänien eine Nettozahlerposition drohte, 
entfiel der vorübergehende Haushaltsausgleich. Die Finanzhilfe an Bulgarien für die 
Stilllegung des Kernkraftwerks Kosloduj (Art. 30 BA) hat ihr Vorbild in den Proto­
kollen Nr. 4 und 9 des Beitrittsvertrags 2003, die die Kernkraftwerke Ignalina in Li­
tauen und Bohunice in der Slowakei betreffen. Die besonderen Schutzklauseln der 
Art. 37 und 38 BA 2005 sind mit jenen der BA 2003 identisch. 

59 Ein gravierender Unterschied ergibt sich allerdings aus der „Superschutzklausel" des 
Art. 4 Abs. 2 UA 3 und 4 BV i.V.m. Art 39 BA.115 Diese Bestimmungen ermächtig­
ten den Rat, den Beitritt Bulgariens und Rumäniens oder eines der beiden Länder 
durch einstimmigen Beschluss einseitig um ein Jahr zu verschieben, wenn die An-

112 

113 

114 

115 

ABI. 2005 L 157/11 i.d.F. der Berichtigung ABI. 2007 L 149/18. 
So z.B. die Satzungsänderungen der Europäischen Investitionsbank und die zugehörigen Über­
gangsbestimmungen in Art. 14 und 25 BA 2005. 
Dazu Merli, in diesem Band, Teil B. 
Dazu Gabanyi; Noutcheva. 
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forderungen für einen Beitritt des jeweiligen Landes zum 1.1.2007 nicht erfüllt wa­
ren; für Rumänien konnte ein entsprechender Beschluss bei voraussehbarer Nichter­
füllung bestimmter, in Anhang IX der Beitrittsakte aufgezählter Verpflichtungen so­
gar mit qualifizierter Mehrheit gefasst werden. Dazu ist es nicht gekommen, doch 
scheint auch hier die Existenz der Klausel eine größere Wirkung gehabt zu haben als 
ihre Anwendung. 

Von der Schutzklausel des Art. 37 BA hat die Kommission dagegen Gebrauch ge- 60 
macht, indem sie eine Verordnung erlassen hat, die die vorläufige Kürzung der 
Agrarzahlungen an Bulgarien und Rumänien um 25% vorsieht, wenn nicht Mängel 
des entsprechenden Verwaltungs- und Kontrollsystems behoben und Nachweise 
darüber in einem bestimmten Verfahren erbracht werden. 116

Anders als bei den 2004 beigetretenen Mitgliedstaaten wird der für die Osterweite- 61

rung entwickelte besondere „Post-Beitritts-Status" der neuen Mitgliedstaaten für 
Bulgarien und Rumänien noch einige Zeit andauern und möglicherweise eine Aus­
differenzierung erfahren. 

5. Die Zukunft der Erweiterung

Auch wenn sich in der EU mittlerweile eine gewisse Erweiterungsmüdigkeit breit 62

gemacht hat, wird der Erweiterungsprozess mit der Aufnahme Bulgariens und Ru­
mäniens kaum sein Ende finden. Zur Zeit ruht ein Beitrittsantrag der Schweiz 117, der
bei entsprechendem politischen Willen jederzeit wiederaufgenommen werden könn-
te. Mit Kroatien und der Türkei laufen seit Oktober 2005 Beitrittsverhandlungen.118 
Den Ländern des „westlichen Balkans", also Serbien 119, Montenegro 120, Bosnien und
Herzegovina121, Mazedonien122, Albanien 123, und auch dem Kosovo (im Sinne der

116 

117 

118 

119 

120 

121 

122 

123 

Verordnung 1423/2006, ABI. 2006 L 269/10; zu ihrer Anwendung siehe die Presseerklärung der 
Kommission IP/07/1474 vom 10.10.2007. 
Beitrittsantrag vom 20.5.1992, siehe dazu Bull. EG 5-1992, 1.2.2., 81; nach einem negativem Refe­
rendum über den Beitritt zum EWR hat der Schweizer Bundesrat das Gesuch am 6.12.1992 „einge­
froren". 
Kroatien: Beitrittsantrag vom 21.2.2003; siehe dazu Schlussfolgerungen des Rates, Bull. EU 3-
2003, 1.6.59., 119 f.; Vorläufige Stellungnahme der Kommission KOM(2004) 257 endg.; zum Ver­
handlungsrahmen siehe Ratsdokument 7376/05; Türkei: Beitrittsantrag vom 14.4.1987, siehe dazu 
Bull. EG 4-1987, 1.3.1., 12; zu diesem Beitrittsantrag liegt lediglich ein (negativer) ,,avis" der 
Kommission aus dem Jahr 1989 vor, SEC(89) 2290 final/2, siehe dazu auch Bull. EG 12-1989, 
2.2.37., 91; zum Verhandlungsrahmen siehe Ratsdokument Nr. 12823/05. Die Eröffnung der Bei­
trittsverhandlungen mit der Türkei und Kroatien erfolgte am 3.10.2005, siehe dazu Bull. EU 10-
2005, 1.5.3 und 1.5.4, 63 f. 
Ein formeller Beitrittsantrag wurde noch nicht gestellt. 
Ein formeller Beitrittsantrag wurde noch nicht gestellt. 
Ein formeller Beitrittsantrag wurde noch nicht gestellt. 
Beitrittsantrag am 22.3.2004, siehe dazu Bull. EU 3-2004, 1.6.74., 149; Vorläufige Stellungnahme 
der Kommission KOM(2005) 562 endg. 
Ein formeller Beitrittsantrag wurde noch nicht gestellt. 
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Resolution 1244 des UN-Sicherheitsrats) 124, hat die EU eine politische Beitrittszusa­
ge gegeben, indem sie sie als ,,Beitrittskandidaten" (Mazedonien) 125 oder „potentiel­
le Beitrittskandidaten" (übrige Länder) 126 einstufte; diese Zusage ist zwar an viele 
Bedingungen geknüpft und ohne Zeitrahmen ergangen, aber sie hat, und dies durch­
aus gewollt, Erwartungen erzeugt, die zu enttäuschen mit großen politischen Kosten 
verbunden wäre. Zugleich hat auch die Wiederentdeckung des schon in Kopenhagen 
1993 erwähnten Kriteriums der Erweiterungsfähigkeit der EU keine prinzipiellen 
Hindernisse für künftige Erweiterungen zu Tage gefördert. 127 

63 Mit Ausnahme einer Aufnahme der Schweiz ähneln die möglichen künftigen Erwei­
terungen von ihren Voraussetzungen und Herausforderungen her jenen von 2004 
und 2007. Daher werden die Erfahrungen, die die EU im Rahmen der Osterweite­
rung gemacht hat, dabei eine besondere Rolle spielen. 128 

64 Zu sehen ist das bereits bei den Beitrittsvorbereitungen. Das speziell für die Oster­
weiterung entwickelte Instrumentarium einer Assoziation mit zusätzlichen Anreizen 
und Sanktionen wurde in seinen Grundsätzen auf die Beziehungen mit den betroffe­
nen Ländern übertragen: 

65 Assoziierungsabkommen bestehen seit langem mit der Türkei 129 und seit kurzem, als 
,,Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen", mit Mazedonien130

, Kroatien131
, 

Albanien132 und Montenegro133
. Ein entsprechendes Abkommen mit Serbien wurde 

bereits ausgehandelt, aber noch nicht abgeschlossen. 134 Für Bosnien und Herzego-

124 
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126 

127 

128 

129 

130 

131 

132 

133 

134 

Ein formeller Beitrittsantrag wurde noch nicht gestellt. 
Europäischer Rat von Brüssel, Dezember 2005, Schlussfolgerungen des Vorsitzes l.12.24., Bull. EU 
12-2005, 12.
Europäischer Rat von Santa Maria da Feira, Juni 2000, Schlussfolgerungen des Vorsitzes 1.49.67. f.,
Bull. EU 6-2000, 20; siehe dazu auch Europäischer Rat von Thessalonik.i, Juni 2003, l.17.41., Bull.
EU 6-2003, 16 im Zusammenhang mit Anlage II des Ratsdokuments 10446/4/03, die Erklärung zum 
Gipfeltreffen EU - westliche Balkanstaaten, Dokument 10229/03 und Ratsdokument Nr. 14961/05.

Vgl. den im Auftrag des Europäischen Rates erstellten Sonderbericht der Kommission über die Fä­
higkeit der Union zur Integration neuer Mitglieder, in: Strategiepapier KOM(2006) 649 endg., An­
hang I; Europäischer Rat von Brüssel, Dezember 2006, Schlussfolgerungen des Vorsitzes 1.6., Bull.
EU 12-2006.
Vgl. z.B. Strategiepapier KOM(2006) 649 endg., 4; Antalovsky /König/ Perchinig / Vana; Banani;
Böhnel; Brusis; Esser; Gligorov / Holzer; Kanarek; Joseph Marko / Judith Wilhelm, Stabilisation
and Association Agreements, in: Ott / lnglis (eds.), Handbook, 165; van Meurs; van Meurs / Weiss;
Örücü; Pintarii:; Rohan; Sen; StaniTi:; Teitelbaum/ Martin; Zippel.
ABI. 1964 217/3687, in Kraft getreten am 1.12.1964; Zusatzprotokoll ABI. 1972 L 293; ergänzt
durch ein Abkommen zur Zollunion, Beschluss 1/95 des Assoziationsrates vom 22.12.1995, ABI. 
1996 L 35, in Kraft getreten am 31.12.1995. 
ABI. 2004 L 84/1, in Kraft getreten am 1.5.2004. 
ABI. 2005 L 26/3, in Kraft getreten am 1.2.2005.

Unterzeichnet am 12.6.2006; Interimsabkommen ABI. 2006 L 239/1, in Kraft seit 1.12.2006.
Unterzeichnet (gemeinsam mit einem Interimsabkommen) am 15.10.2007; zu letzterem Ratsdoku­
ment Nr. 13831/1/07.
Die Paraphierung des Abkommens erfolgte am 7.11.2007 erfolgen; 
http://www.europa.org.yu/code/navigate.php?1d=290 (11.11.2007).

siehe dazu 
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wina hat die Kommission 2003 eine Machbarkeitsstudie zu einem Abkommen sowie 
2005 einen Fortschrittsbericht dazu vorgelegt. 135 Für Kosovo muss zuvor noch die 
Statusfrage geklärt werden. Die finanzielle Hilfe der EU für die betroffenen Länder 
wurde im ,Jnstrument für Heranführungshilfe" (,,Instrument for Pre-accession As­
sistance", IPA) gebündelt, das ab 1.1.2007 die Programme PHARE, ISPA, SA­
PARD sowie das CARDS-Programm für die Westbalkanländer und das Heranfüh­
rungsinstrument für die Türkei ersetzt und die fünf Komponenten Übergangshilfe 
und Institutionenaufbau, grenzüberschreitende Zusammenarbeit, regionale Entwick­
lung, Entwicklung von Humanressourcen und ländliche Entwicklung umfasst. 136 Für 
jedes Land wurden „Europäische Partnerschaften" oder „Beitrittspartnerschaften" 
erlassen, die, ausgehend von den Kriterien von Kopenhagen, konkrete Prioritäten 
der Vorbereitung festlegen. 137 Die Kommission evaluiert schließlich die Fortschritte 
in jährlichen Berichten. 138 Bei der konkreten Ausgestaltung der einzelnen Instru­
mente wurden verschiedene Änderungen vorgenommen; so sollen z.B. schwierige 
Themen wie die Justizreform oder die Korruptionsbekämpfung früher angegangen, 
die Eröffnung und der Abschluss von Kapiteln im Verhandlungsprozess an die Er­
füllung von „benchmarks" gebunden und einzelne Beschlüsse auf diesem Weg ver­
öffentlicht werden. 139 Insgesamt entspricht diese Struktur jedoch ziemlich genau der 
,,verstärkten Heranführungsstrategie" im Rahmen der Osterweiterung. 

Aber auch künftige Beitrittsverträge werden ihren Vorgängern aus 2003 und 2005 66

gleichen. Zwar werden sie möglicherweise auf der neuen Rechtsgrundlage des Art. 
34 EUV i.d.F. des Refofmvertrages 140 abgeschlossen werden, doch ändert sich in­
haltlich dadurch nichts, und vor allem bleiben die zu lösenden Aufgaben dieselben: 
die Sicherstellung der vollständigen Übernahme des Besitzstands der EU und der 
komplementären mitgliedstaatlichen Verträge, die stufenweise Einbeziehung in Spe­
zialbereiche wie die Währungsunion und das Sehengen-Regime, die Gewährleistung 
ausreichender Übergangsbestimmungen vor allem in besonders kostenintensiven 
Bereichen und im Zusammenhang mit dem Wohlstandsunterschied zur „Alt-EU", 
und - trotz der Betonung der „strikten Konditionalität" der künftigen Erweiterungs-

135 

136 

137 

138 

139 

140 

KOM(2003) 692 endg. und KOM(2005) 529 endg. 
siehe Verordnung 1085/2006, ABI. 2006 L 210/82. Zahlen zur indikativen Aufteilung der Mittel in 
der Presserklärung MEMO/06/410 vom 8.11.2006. Vgl. auch den Beschluss des Rates ABI. 2006 L 
414/95 über EG-Garantien für einschlägige Darlehen der Europäischen lnvestilionsbank. 
Auf der Grundlage der Verordnung ABI. 2004 L 86/1, zuletzt i.d.F. ABI. 2006 L 47/7: Albanien: 
ABI. L 2004 223/20, ersetzt durch Europäische Partnerschaft ABI. 2006 L 35/1; Kroatien: Europäi­
sche Partnerschaft ABI. 2004 L 297/19, ersetzt durch Beitrittpartnerschaft ABI. 2006 L 55/30; Ma­
zedonien: Europäische Partnerschaft ABI. 2004 L 222/20, ersetzt durch ABI. 2006 L 35/57; Serbien 
und Montenegro: Europäische Partnerschaft ABI. 2004 L 227/21, ersetzt durch ABI. 2006 L 35/32, 
für Montenegro ersetzt durch ABI. 2007 L 20/16; Türkei: Beitrittspartnerschaft ABI. L 2001 58/1; 
Zuletzt SEK (2006) 1383-1390, zusammengefasst im Strategiepapier KOM(2006) 649 endg. 
Strategiepapier KOM(2006) 649 endg., 5 ff.; Verhandlungsrahmen (Fn. 118); Europäischer Rat von 
Brüssel, Dezember 2006, Schlussfolgerungen des Vorsitzes 1.6. f, Bull. EU 12-2006. 
Dokument CIG 1/1/07 REV I vom 5.10.2007, abrufbar unter http://www.consilium.europa.eu/ 
uedocs/cmsUpload/cg00001-re01.de07.pdf (12.J 1.2007). 
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politik
141 

- möglicherweise die Gestaltung einer besonderen Nachbeitrittsphase, die 

die Förderung und Kontrolle der Beseitigung von Schwachpunkten bei der Erfüllung 
mitgliedstaatlicher Pflichten mit Schutzmechanismen verbindet. Die Lösungen aus 
2003 und 2005 werden dabei jedenfalls einen wesentlichen Orientierungspunkt bil­
den. Deshalb bleiben die Beitrittsverträge zur Osterweiterung auch über ihre Gel­
tung hinaus von Bedeutung. 

141 Strategiepapier KOM(2006) 649 endg., 15; Europäischer Rat von Brüssel, Dezember 2006, Schluss­
folgerungen des Vorsitzes 1.6. ff., Bull. EU 12-2006. 
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